
Woher  kommt  der  globale
Rechtsruck?
Von Lia Malinovski, REVOLUTION Zeitung, Dezember 2024

Dass  immer  mehr  Mitschüler:innen  rechte  Scheiße  raushauen  und  die
Lehrer:innen drüber lachen, ist nicht nur in einem Deutschland so, in dem
die AfD bundesweit auf über 17 % kommt. Auch Italien hat mit Georgia
Meloni  eine  Regierungschefin,  welche  aus  einer  faschistischen  Tradition
stammt und sich auf einen neoliberalen Rechtspopulismus eingestellt hat.
Javier Milei greift in Argentinien die Arbeiter:innenklasse und Jugend massiv
an, Donald Trump hat die Wahl in den USA gewonnen und in Frankreich hat
der  u l t rarass i s t i sche  Rassemblement  Nat iona l  30  %  der
Wähler:innenstimmen geholt. Im Folgenden wollen wir untersuchen, woher
diese Erfolge der Rechten kommen und welche Dimensionen der aktuelle
Rechtsruck überhaupt hat, damit wir sie auch wirksam bekämpfen können!

Rechtsruck heißt Militarismus!
Alle imperialistischen Staaten zusammen investierten im vergangenen Jahr
so viel Geld in ihre Armeen und Waffensysteme wie nie zuvor. Während sich
kaum noch jemand um irgendwelche UNO-Resolutionen schert, erhöhen alle
Staaten, die es sich leisten können, ihren Militäretat. In der Ukraine und in
Gaza sehen wir  bereits,  zu  welchen bestialischen Taten die  wachsenden
Spannungen zwischen den Weltmächten führen können. Auch Taiwan oder
der Pazifik sind Orte,  an denen sich diese in Zukunft  schnell  militärisch
entladen könnten.

Doch wer nach außen gegen den scheinbaren äußeren Feind aufrüstet, muss
sich  auch gegen die  angeblichen „inneren Feinde“  wappnen.  Parallel  zu
Sondervermögen fürs Militär gibt es also mehr Befugnisse für die Polizei und
Angriffe  auf  demokratische  Rechte  wie  die  Demonstrations-  oder
Pressefreiheit. Das sehen wir zum Beispiel daran, dass in Deutschland alle,
die  es  gewagt  haben,  sich  für  Frieden  in  der  Ukraine  oder  in  Gaza
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auszusprechen,  und damit  den deutschen Kriegsplänen in  der  jeweiligen
Region  widersprochen  haben,  zu  verkommenen  Vaterlandsverrätern,
Putinfreunden  oder  sogar  Antisemiten  abgestempelt  wurden.  Die
ideologische  Scharfmacherei  wird  begleitet  von  Demonstrationsverboten
oder  Angriffen  auf  das  Asylrecht.

Hintergrund der globalen Militarisierung nach Innen und nach Außen ist die
Wirtschaftskrise  und  eine  verschärfte  Blockbildung  zwischen  den
imperialistischen Mächten. Angesichts unklarer Gewinnaussichten setzen die
imperialistischen Mächte zunehmend auf militärische Stärke. Wir befinden
uns  nämlich  aktuell  in  einer  sogenannten  Überproduktions-  oder
Überakkumulationskrise.  Das  bedeutet  unter  anderem,  dass  sich
Investitionen, die Unternehmen gemacht haben, nicht mehr rentieren und sie
auf den Ausgaben sitzen bleiben. Außerdem wurde mehr produziert, als auf
dem Markt verkauft werden kann, was ebenfalls die Krise anfacht. Diese
Überakkumulationskrise,  hat  –  anders  als  noch  vor  einigen  Jahren  –
mittlerweile  auch China ergriffen.  Die  Vorläufer  der  aktuellen  Krise,  die
Finanzkrise 2007/08 haben für ein Stocken und sogar für einen teilweisen
Rückgang der Globalisierung gesorgt. Stattdessen werden Handelskonflikte
immer  mehr  und  es  bilden  sich  imperialistische  Blöcke.  Diesen  Prozess
nennen wir Blockbildung. Die USA ist als klare weltbestimmende Macht auf
dem Abstieg und ihre Vorherrschaft auf der Welt nicht mehr unangefochten.
Daraus ergibt sich ein immer härterer Kampf um die Neuaufteilung der Welt,
also um Einflusssphären und Absatzmärkte, zwischen den imperialistischen
Blöcken. Bei diesem Kampf zeichnet sich ab, dass der Hauptwiderspruch
zwischen den USA und China besteht und sich Russland und die EU (inkl. der
britische  Imperialismus)  diesen  beiden  unterordnen  müssen.  Beispielhaft
sind dafür die Schutzzölle auf chinesische E-Autos, die die USA auf 100% und
die EU auf bis zu 35% angehoben hat. Es entbrennt ein Wirtschaftskrieg, der
die relative Stabilität der letzten Jahrzehnte ins Chaos stürzt.

Rechtsruck heißt Sparpolitik!
Die Kosten der Krise werden jedoch nicht etwa von denjenigen gezahlt, die
sich verzockt haben und sich mit Krieg und Ausbeutung die Taschen voll



gemacht haben. Nein, sie werden auf uns Jugendliche, Queers, Migrant:innen
und die gesamte Arbeiter:innenklasse abgeladen. Das sehen wir darin, dass
nahezu überall auf der Welt die Löhne von Inflation und Mieten aufgefressen
werden. Dass der Sozialstaat zusammengekürzt wird und unsere Schulen und
Jugendclubs  verfallen.  Das  internationale  Wirtschaftswachstum  wird  auf
gerade mal 3% prognostiziert, für Deutschland sogar nur ganz knapp über
0%. Damit stehen wir international am Rande einer Stagnation, die schnell in
eine Rezession führen kann. Das Kapital reagiert darauf mit Sozialkürzungen,
Angriffen auf die Löhne und Arbeitsbedingungen sowie Massenentlassungen.

Neben dem Proletariat  ist  auch das  Kleinbürger:innentum von der  Krise
betroffen.  Es  wird  dabei  zwischen  den  Hauptklassen  Proletariat  und
Bourgeoisie  zerrieben  und  wird  deshalb  international  zur  sozialen
Hauptstütze der rechten Parteien.  Sie gehen in der globalen Konkurrenz
unter und fürchten den Abstieg ins Proletariat.  Sie haben wirtschaftliche
Existenzängste,  fühlen  sich  von  den  „Eliten“  (auf  die  sie  doch  immer
vertrauen  konnten)  verraten,  sind  neidisch  darauf,  dass  diese  nur  das
Monopolkapital in der Krise retten. Sie wollen zurück zu den „guten alten
Verhältnissen“ vor der Krise und ihre Position auf dem Binnenmarkt durch
eine Abrieglung der Grenzen sichern.

Immer mehr Teile der Gesellschaft werden durch die Krise, die Inflation und
die  staatlichen Sparpolitiken in  Armut  und Verelendung getrieben.  Doch
anstatt  sich  dagegen  mit  einer  fortschrittlichen  Vision  einer  anderen
Gesellschaft  zu  wehren,  suchen  immer  mehr  Teile  der  Gesellschaft  die
Antworten auf ihre Probleme im rechten Lager. Doch das liegt daran, dass es
linke Parteien und Gewerkschaften in  den letzten Jahren nicht  geschafft
haben, den Angriffen des Kapitals etwas entgegenzusetzen. Nachdem die
Finanzkrise  2007/08  zuerst  wie  in  Griechenland  oder  in  den  arabischen
Ländern starke soziale Bewegungen ausgelöst hat, haben diese nach und
nach  schwere  Niederlagen  erlitten.  Und  auch  die  Gewerkschaften  und
Sozialdemokrat:innen, die die Krise nur sozialverträglicher gestalten wollen,
statt gegen das Kapital zu kämpfen, haben immer weniger Spielraum zum
Verteilen. Es folgen Mitgliederverlust, eine sinkende Kampfkraft und damit
weniger  Handlungsspielraum,  den  Angriffen  des  Kapitals  etwas



entgegenzusetzen. Für uns Jugendliche war sicherlich auch die Niederlage
der  Klimabewegung  prägend,  die  viele  vorher  Aktive  desillusioniert  und
frustriert zurückgelassen hat.

Rechtsruck  heißt  Rassismus  und
Sexismus!
Der Populismus schafft es in dieser Gemengelage mit seinem Gerede vom
„Volk“ das gegen „die Eliten“ kämpft, den Klassenwiderspruch zu vernebeln
und  damit  die  Bourgeoisie  zu  stärken.  Außerdem  geht  es  einher  mit
Nationalismus  und  Sozialchauvinismus.  Man  müsse  gegen  die  „fremden
Elemente“ in einem eigentlich sonst so guten Kapitalismus vorgehen. In der
Realität  sind  das  dann  oft  Linke,  Migrant:innen,  Queers,  Geflüchtete,
Arbeitslose. Man will das Rad der Zeit zurückdrehen, in eine Zeit vor der
großen Krise, in der es angeblich noch keine Geflüchteten, emanzipierten
Frauen und keine queeren Geschlechtsidentitäten gab.

Der  Rassismus,  Sexismus und die  Queerfeindlichkeit  sind dabei  wichtige
Werkzeuge der Herrschenden, den Frust der Massen von sich abzulenken.
Gleichzeitig erfordert die ökonomische Krise eine schärfere Ausbeutung der
ärmeren  Länder.  Um  dies  zu  rechtfertigen,  müssen  ihre  Bevölkerungen
mithilfe  von  Rassismus  als  minderwertiger  erklärt  werden.  Auch  wenn
Menschen  aufgrund  von  Krieg,  Waffenexporten,  Naturkatastrophen  und
Wirtschaftskrisen  in  die  reicheren  Länder  flüchten  müssen,  wirkt  diese
Ideologie.  So  überholten  sich  aktuell  AfD,  CDU  und  die  ehemalige
Ampelregierung mit immer menschenfeindlicheren Angriffen auf Geflüchtete
und  deren  Rechte,  seien  es  „Abschiebeoffensiven“  oder  die  kürzlich
eingeführte Bezahlkarte. Dieses Gift spaltet unsere Klasse und verhindert,
dass wir uns international gegen die Angriffe auf uns alle wehren können.

Wer zur Zielscheibe der medialen Hetzkampagnen wird, hängt dabei auch
von den außenpolitischen Interessen der jeweiligen Staaten ab. So gewinnt
aktuell der antimuslimische Rassismus an einer immer größeren Bedeutung.
Für die Legitimation der Waffenlieferungen für den Genozid in Gaza muss
eine  ungeheure  rassistische  Propagandamaschinerie  angeworfen  werden.



Was an 9/11 an Fahrt  aufnahm, wird heute auf  die Spitze getrieben.  In
deutschen Schulen dürfen alle Menschen in Gaza als Terroristen beschimpft
werden, aber Kritik an Israel wird sofort als antisemitisch gebrandmarkt und
unterdrückt. Solidarität mit Israel wird Voraussetzung für die Einbürgerung
und in vielen Medien schwirrt die Lüge vom importierten Antisemitismus
umher.

Wohin treibt der Rechtsruck?
Ob in  den USA Trump oder  Harris  gewonnen hat,  die  Politik  wird  eine
Rechtere werden und der Konflikt mit China wird sich weiter zuspitzen. Auch
wird die USA weiter auf eine Unterstützung der israelischen Aggression, die
Bekämpfung  sozialer  Bewegungen  im  Innern  und  eine  rassistische
Abschottung ihrer Grenzen gegenüber Migrant:innen setzen. In Deutschland
ist  eine  Regierung  unter  der  CDU  und  ihrem  rechten  Aushängeschild
Friedrich  März  zu  erwarten.  Angriffe  auf  das  Streikrecht,  auf  das
Demonstrationsrecht und die sexuelle Selbstbestimmung werden nur einige
der erwartbaren Folgen sein.

Der  Rechtsruck  wird  sich  in  seinen  unterschiedlichen  Dimensionen  also
weiter formieren und ausbreiten, wenn wir es nicht schaffen, zu beweisen,
dass die Lösung der Krise von links kommen muss. Der Kampf dafür beginnt
genau dort, wo du gerade diesen Artikel liest. Denn zuerst einmal müssen wir
uns dort organisieren, wo wir uns tagtäglich aufhalten, nämlich an unseren
Schulen, Unis und Betrieben. Dort müssen wir Komitees aufbauen, die sich
den Auswirkungen des Rechtsrucks entgegenstellen. Nur so können wir es
schaffen,  andere  Teile  der  Gesellschaft  auf  unsere  Seite  zu  ziehen,  der
Szenepolitik  ein  Ende  zu  bereiten  und  uns  unabhängig  vom  Staat  zu
organisieren.  Dabei  müssen  wir  die  Angriffe  des  Kapitals  mit  sozialen
Forderungen  bekämpfen!  Wir  brauchen  Klassenkampf  statt
Sozialpartnerschaft.  Diesen müssen wir mit antirassistischen Forderungen
verknüpfen, denn Rassismus schwächt unsere gemeinsame Kampfkraft. Wir
lassen  uns  n icht  spal ten!  Lasst  uns  gemeinsam  gegen  a l le
Asylrechtsverschärfungen  und  Grenzregime  kämpfen  und  organisierte
Selbstverteidigung aufbauen, gegen die Angriffe der Rechten! Das können



wir jedoch nicht alles alleine tun, dafür müssen wir unsere Forderungen auch
an die Organisationen richten, die einen Großteil der Arbeiter:innenklasse
organisieren – also die Gewerkschaften und die reformistischen Parteien. In
gemeinsamen Kämpfen müssen wir ihre Führungen unter Druck setzen, sich
tatsächlich und unter Mobilisierung ihrer gesamten Mitgliedschaft gegen den
Rechtsruck  zu  stellen.  Koordiniert  werden  muss  unser  Widerstand
international, denn so wie der Rechtsruck global stattfindet, kann es auch
nur unser Widerstand sein.

Gegen  Esoterik  und
Antisemitismus  –
Waldorfschulen  dicht
machen?!?!
Von Isma Johnson, November 2024

Immer mehr von uns Schüler:innen gehen auf Waldorfschulen: die Anzahl
von Waldorfschulen hat sich seit 1990 verdoppelt und liegt mittlerweile über
250 in ganz Deutschland. Die meisten Menschen machen bei dem Thema
erstmal Witze übers Namentanzen, und generell haben Waldorfschulen das
Image einer harmlosen und irgendwie netteren Alternative zum staatlichen
Schul-system. Das ist auch ein Grund für ihr Wachstum: Schüler:innen und
ihre Eltern versuchen irgendwie dem Leistungsdruck des kaputtgesparten
Bildungssystems  zu  entkommen  und  finden  bei  Waldorfschulen  teilweise
auch  eine  eher  aushaltbare  Umgebung.  Tat-sächlich  lösen  können
Waldorfschulen unsere Bildungskrise aber natürlich nicht und sie sind auch
nicht so harmlos, wie sie ständig dargestellt werden. Was wir stattdessen
brauchen, um eine echte Verbesserung für Schüler:innen zu erreichen und
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warum das langfristig bedeutet Waldorfschulen zu schließen, wollen wir in
diesem Artikel  zeigen. Historisch gesehen gehen Waldorfpädagogik und -
Schulen  auf  Rudolf  Steiner  zurück.  Dieser  hat  sie  1919  im Auftrag  des
Zigarettenfabrikanten  Waldorf-Astoria  entwickelt.  Dieser  wollte  eine
“höhere”  Schule  für  die  Arbeiter:innenkinder  seiner  Fabrik,  deren
Schulgelder  er  wohl  selbst  deckte.

Obwohl sie also zu Beginn auch eine Schule für Arbeiter:innenkinder wahr
wurde sie im Gegensatz beispiels-weise zur Reformpädagogik, die aus der
Arbeitenden-klasse und sozialdemokratischen Jugendorganisationen kam, im
Auftrag eines Kapitalisten entwickelt.

Steiner  selbst  war  bekannt  als  Publizist  und  Intellektueller,  der  durch
Deutschland und Österreich reiste,  um Vorträge zu halten.  Er  hielt  sich
selbst  für  einen  Hellseher,  der  etwa  das  “wahre”  Gesicht  der  Welt  aus
Gnomen, Engeln und Dämonen sehen konnte. Aus dieser absurden Esoterik
entwickelte  er  auch  seine  Weltanschauung,  die  Anthroposophie,  die
wiederum die Grundlage für Waldorfpädagogik ist. Wie fast alle Esoterik hat
sie  extrem  rassistische  Elemente  und  geht  etwa  davon  aus,  dass
verschiedene menschliche “Wurzelrassen” einander seit jeher ersetzen, um
einen besseren Menschen zu  erschaffen.  Steiner  geht  hier  zunächst  von
fantastischen Rassen,  wie den Atlanten von Atlantis  (ja,  dem mythischen
Kontinent) aus, bezieht deren Eigenschaften aber auch auf ihre angeblichen
Nachkommen, wie etwa die am weitesten entwickelte “weiße Rasse”.Diese
würde als einzige die kommenden Katastrophen überleben und hätte zum
Beispiel  ganz andere Eigenschaften als  die  “andersgearteten” Schwarzen
Menschen, die er natürlich mit dem N-Wort bezeichnet. Steiner ist damit
auch ein Vorreiter für die später faschistische Idee des Kampfes der Rassen
um Lebens-raum. Zusätzlich verfolgt Steiner die Lehre vom Karma, geht also
davon  aus,  dass  alles  persönliche  oder  gesellschaftliche  Übel  der  Welt
eigentlich “Schicksal” sei. Sie ist extrem reaktionär (also rückschrittlich), da
sie  Krankheiten,  Katastrophen  und  sogar  Genozide  eigentlich  als
selbstverschuldet begreift, weil die Betroffenen im vorigen Leben eben nicht
genügend “Karma” gesammelt hätten. In anderen anthroposophischen (also
sich auf  Steiner beziehenden)  Schriften wird dabei  Jüd:innen auf  extrem



antisemitische Weise selbst die Schuld an der Shoah zugeschrieben, weil sie
im vorigen Leben zu “geizig” gewesen wären.

Wie  taucht  diese  erschreckende
Ideologie denn in den Waldorfschulen
auf?
Anthroposophie ist zwar kein eigenes Schulfach, aber die ganze Methodik
und Überzeugungen der Schule sind davon durchzogen, je nach Schule mal
mehr mal weniger. Ob Steiners Thesen, wie etwa Wurzelrassen, tatsächlich
noch unterrichtet werden, ist entsprechend unter-schiedlich und hängt von
der Schulleitung, Eltern und vor allem einzelnen Lehrer:innen ab. Der Bund
der  Freien  Waldorfschulen  hat  sich  zwar  von  jeglichem  Rassismus  und
Diskriminierung distanziert, aber nicht von Rudolph Steiner selbst, dessen
Aussagen sie nicht mal klar als rassistisch anerkennen. Weiterhin werden
viele Elemente seiner Pädagogik als scheinbar fortschrittlicher und freier
dargestellt.  Beispielsweise  soll  Waldorfpädagogik  “ganzheitlicher”  sein,
Kinder wer-den mit ihrem “Temperament” statt nur ihren Noten gesehen. Es
gibt aber angeblich auch nur vier Tempe-ramente (melancholisch, cholerisch,
phlegmatisch und sanguinisch), in die die Kinder durch “Körperbetrachtung”
von  Lehrer:innen  eingeteilt  werden  können.  Auch  hier  steht  wieder  ein
reaktionärer Gedanke hinter, nämlich der Glaube, man könnte den Charakter
an körperlichen Merkmalen ablesen. Wo Schulen eigentlich die Entwicklung
des eigenen Charakter fördern sollen, gehen Waldorfschulen davon aus, dass
dieser  durch  den  Körperbau  vorbestimmt  sei  und  sich  auch  nicht  mehr
ändere.

Aber obwohl die Begründungen für Waldorfpädagogik schlichtweg falsch bis
reaktionär  sind,  heißt  das  nicht,  dass  sie  keine Vorteile  mit  sich bringt.
Beispielsweise  gehen  viele  Lehrer:innen  tatsächlich  individueller  auf
Schüler:innen  ein.  Entscheidend  ist  auch  der  spürbar  geringere
Leistungsdruck als an staatlichen Schulen. Bis zur 11. Klasse werden keine
Noten  vergeben,  die  Lehrer:innen  fördern  weniger  Konkurrenz  zwischen
Schüler:innen und – zumindest nach den Erfahrungen der Autor:in – läuft der



Unterricht wesentlich entspannter ab. Auch gibt es deutlich mehr Zeit für
kreative  und  handwerkliche  Tätigkeiten,  Fächer  wie  Buchbinden,
Schneidern, Musik,  Theater sowie Eurythmie (aka Namentanzen) nehmen
einen großen Teil des Stundenplans ein. Allerdings wird die Kreativität von
Schüler:innen durch absurde Regelungen auch direkt wieder eingeschränkt.
Gerade  in  der  Eurythmie  (eine  Art  Ausdruckstanz)  gibt  es  ein  riesiges
Regelwerk, wie man welche Emotion, Farbe oder welchen Laut ausdrücken
muss und auch beispielsweise beim Malen gibt es starre Vorgaben, die aus
Steiners Philosophie hervorgehen. Beispielsweise dürfen die Schüler:innen
anfangs  keine  schwarzen  Stifte  verwenden  und  müssen  ganz  bestimmte
Materialien benutzen. Sogar Lesen lernen dürfen Waldorfschüler:innen erst
ab der 2. Klasse, weil die Theorie der “Körperentwicklung” davon ausgeht,
Kinder würden erst dann einen “Ätherleib” ausbilden, der das Lesenlernen
ermöglicht. Früher lesen zu lernen schade angeblich der Gesundheit.

Unter  diesen  Umständen  müssen  wir  auch  die  Selbstverwaltung  an
Waldorfschulen kritisch sehen, denn jede einzelne Waldorfschule ist durch
die  Lehrer:innen  frei  selbstverwaltet.  Dabei  zeigt  sich  zwar  auch  eine
gewisse antistaatliche Haltung, es ist aber trotzdem keine fortschrittliche.
Sie  will  nicht  den  bürgerlichen  Staat  und  seine  Klassenherrschaft
überwinden, sondern bezieht sich auf Rudolf Steiner und stellt sich deshalb
eher einen rückschrittlichen, fast völkischen Staat vor. Nur Selbstverwaltung
alleine  ist  also  nichts  Gutes,  selbst  die  Reichsbürger  haben  ja  eine
Selbstverwaltung. Sie kann sogar gefährlich werden, wenn sie zum Beispiel
den  Missbrauch  und  die  Gewaltvorfälle  deckt,  die  an  mehreren
Waldorfschulen vorgefallen sind.  Etwa passierte es in den letzten Jahren
häufiger,  dass  Lehrer:innen  ihren  Schüler:innen  verboten  haben,
Coronaschutzmasken zu tragen, oder sie ihnen heruntergerissen haben. Auch
generell ist Kritik an Schutzmasken und das Anzweifeln von Corona an den
meisten Waldorfschulen völlig alltäglich geworden. All  das bleibt vor der
Öffentlichkeit,  auch  durch  die  Selbstverwaltung  und  teilweise
Sektenhaftigkeit  verborgen.



Welche Perspektive?
Stattdessen müssen wir also für die Mitbestimmung von Schüler:innen sowie
anderen Schulbeschäftigten kämpfen und vor allem eine Selbstverwaltung
schaffen, die sich aus all  den richtigen Gründen gegen den bürgerlichen
Staat und für eine sozialistische Zukunft  ausspricht.  Und auch direkt  an
unseren Schulen, können wir als Waldorfschüler:innen gegen einiges was
tun: Was wird genau im Geschichtsunterricht erzählt? Gibt es tatsächlich
Religionsfreiheit  oder  eine  Überbetonung  des  Christen-tums?  Wie  wird
Sexual i tät  dargestel l t?  Gibt  es  einen  freien  und  inklusiven
Sexualkundeunterricht? Wie frei ist euer Kunstunterricht tatsächlich? Was
dürft  ihr im Rahmen der „Selbstverwaltung“ wirklich mitbestimmen? Wir
müssen  uns  die  Errungenschaften,  wie  weniger  Leistungsdruck  und  die
spätere  Notengebung,  natürlich  erhalten  und  sollten  nicht  alle
Waldorfschulen von heute auf morgen schließen. Aber Waldorfschulen sind
trotz  allem  Privatschulen  und  kosten  im  Schnitt  (teilweise  mit
Sozialstaffelung) 200€ im Monat. Sie sind keine Option für alle und sind
durch ihr esoterisches Lehrkonzept auch nichts, was wir für alle anstreben
sollten.

Stattdessen brauchen wir ein Bildungssystem, in dem niemand mehr
wegen zu viel Stress auf eine Privatschule wechseln muss, sondern in
dem alle auf staatlichen Schulen glücklich sein können. Auch dafür
müssen wir  kämpfen.  Also  schließt  euch als  Waldorfschüler:innen
zusammen  und  organisiert  euch  gegen  Esoterik,  Rassismus  und
Antisemitismus,  sowie  Queerfeindlichkeit  im  Unterricht!

Wir als Revolution werfen dafür folgende Forderungen auf:

Gegen jeden Rassismus im Unterricht!
Für  säkulare  Schulen  bei  voller  Religionsfreiheit  für  alle
Schüler:innen!
Für  einen  Lehrplan,  dessen  Inhalte  von  Schüler:innen  und
Lehrer:innen gemeinsam bestimmt werden!
Für  eine  von  Schüler:innen  und  Lehrer:innen  demokratisch



kontrollierte Beschwerdestelle für Diskriminierung und Gewalt aller
Art!
Durch  Schüler:innen  und  Schulbeschäftigte  kontrollierte
Verstaatlichung von Waldorfschulen sowie aller Privatschulen!
Für  alle  oben  genannten  Forderungen  auch  für  alle  staatlichen
Schulen! Mitbestimmung der Lerninhalte und gute Ausfinanzierung,
sodass weniger Anreize entstehen, auf eine Waldorfschule zu gehen!

Antideutsche Angriffe in Leipzig
von  Sonti  M,  zuerst  veröffentlciht  in  der  Infomail  1270  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht,  20.  November  2024

„Nie wieder Gaza!“ oder „Ihr habt den Krieg verloren!“ – Das sind Parolen,
die  Antideutsche  bei  einer  Demonstration  von  Students  for  Palestine  in
Leipzig am 8. November lautstark skandierten. Sie mobilisierten, um sich als
Hüter:innen  des  linken  Stadtteils  Connewitz  zu  inszenieren,  doch  der
Rassismus ihrer Parolen und ihre Aktionen zeigen, wofür sie stehen. Wer
„Nie wieder Gaza!“ ruft, zeigt nicht nur der deutschen Regierung, dass die
ihre Staatsräson gut bei einem/r aufgehoben ist, sondern reiht sich ein in
Aussagen,  die  auch israelische Faschist:innen tätigen.  Und nicht  nur  ihr
Gedankengut trieft von Rassismus – ihre Aktionen zeigen, wie scheinheilig
ihr angeblicher Kampf gegen Antisemitismus doch ist.

Denn auch wenn es in den letzten Jahren nur vereinzelt Ausfälle seitens der
antideutschen  –  vermeintlichen  –  Linken  gab,  wie  der  Angriff  auf  eine
Leipziger Moschee am 13.12.2021, ereigneten sich in den letzten Monaten
gleich mehrere verzweifelte Versuche, „Präsenz zu zeigen“. An einen Angriff
auf  ein  migrantisches  Hausprojekt  mit  Schweinefett  Ende  Oktober  2023
reihten sich in den letzten Monaten Farbanschläge auf linke Orte, die sich
nicht scheuen, Solidarität mit dem palästinensischen Volk zu zeigen, und
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zuletzt sogar direkte körperliche Angriffe wie bei einer Führung des Studi-
Kollektives der Leipziger Linken oder bei einem Infostand von Students for
Palestine vor der HTWK, einer Hochschule nahe Connewitz, am 30. Oktober
2024.

Wer sind diese Antideutschen?
Ursprung der „antideutschen Linken“ war der während und nach der Wende
neu aufgekommene Nationalismus, der in Anschlägen auf Institutionen für
Geflüchtete, wie die in Rostock-Lichtenhagen 1992, gipfelte. Das anfänglich
ehrliche  Entsetzen  der  Antideutschen  über  Rassismus  geriet  schnell  zu
bloßen Lippenbekenntnissen.

Die kapitalistische Wiedervereinigung war eine historische Niederlage der
Arbeiter:innenklasse, wo die Krise der bürokratischen Herrschaft in der DDR
und die demokratische Massenbewegung erfolgreich auf das Fahrwasser von
Marktwirtschaft und bürgerlicher Demokratie gelenkt werden konnten. Für
die Antideutschen zeigte sie jedoch weit mehr. Der deutsche Nationalismus
und Imperialismus wären qualitativ reaktionärer als die anderer bürgerlicher
Staaten, die Lohnabhängigen in Deutschland seit dem Sieg des Faschismus
voll integrierter Teil einer „nationalen Volksgemeinschaft“ gewesen, die auch
nach 1945 ungebrochen in Ost und West fortbestanden hätte. Daher wäre
auch jede Klassenpolitik in Deutschland unmöglich.

Hoffnung auf Veränderung gäbe es hier nicht, sondern allenfalls durch zwei
Staaten,  die  in  einer  Welt  des  Irrsinns  Freiheit  und  Demokratie  gegen
Antisemitismus und völkischen Nationalismus verteidigen würden – die USA
und Israel.

Beim  Einmarsch  der  USA  und  anderer  westlicher  Staaten  in  den  Irak
während des Golfkrieges 1991 ergriffen die Antideutschen die Seite der USA,
unterstützten  die  Bombardements  und  Invasion  und  warfen  der  Kohl-
Regierung  allen  Ernstes  vor,  die  Anstrengungen  der  USA  im
„Befreiungskampf“ zu hintertreiben! Nachdem sich viele Palästinenser:innen
mit  dem  Irak  solidarisierten,  gerieten  auch  sie  in  den  Fokus  der
Antideutschen. Sie wurden als „antisemitisches Kollektiv“ gebrandmarkt und



diffamiert und Israel schon während der ersten Intifada ein Blankoscheck zu
jeder  Unterdrückung  der  Unterdrückten  ausgestellt.  Später  wurde  diese
rassistische  Ideologie  auf  die  gesamte  arabische  und  muslimischer
Bevölkerung ausgedehnt. Seither legen Antideutsche Wert auf die Sicherung
und Verteidigung der israelischen Besatzung.

Hochburg Leipzig
In Leipzig bildeten sie bis vor einigen Jahren einen nicht unerheblichen Teil
der  Linken.  Besonders  der  Stadtteil  Connewitz  galt  als  antideutsche
Hochburg.  So  gab  es  eine  antideutsche  Vorbereitungsgruppe,  die  am
Versuch,  eine „antinationale“  Strömung zu initiieren,  beteiligt  war.  Auch
heute wird der Stadtteil im Süden Leipzigs noch von Antideutschen für sich
beansprucht,  wie  die  Angriffe  auf  den  Stadtrundgang  und  Students  for
Palestine  zeigen.  In  Connewitz  befindet  sich  außerdem  das  „linke“
Kulturzentrum Conne Island, welches im Laufe der Jahre wieder und wieder
bewiesen hat, auf wessen Seite es steht und mit wem es zu kooperieren
bereit ist.

Vor einigen Jahren durfte Thomas Maul, Journalist der „ideologiekritischen“
Zeitschrift Bahamas, der für seine rassistischen und sexistischen Aussagen
schon  lange  bekannt  ist,  dort  Lobgesänge  auf  die  AfD  als  einzige
konsequente  Kraft  gegen  Antisemitismus  kundtun.

Des Weiteren herrscht im Conne Island ein strenges Kufiyaverbot – angeblich
sei  diese  mit  Ausgrenzung,  Gewalt  und  Diskriminierung  verbunden  –,
während  Imperialismus  und  Krieg  hingenommen  werdenund  vor  einigen
Jahren  sogar  Plattform  für  das  Werben  für  Freiwilligendienste  im
israelischen  Militär  geboten  wurde.  Geschlossen  hinter  der  deutschen
Regierung zu stehen, die einen Genozid an einem besetzten Volk unterstützt,
lässt  eben  die  Fassade  des  Antirassismus’  und  Hasses  auf  Deutschland
zunehmend bröckeln und das wahre Gesicht zum Vorschein treten.

Ihr  ganzer  Existenzzweck  besteht  in  der  Verteidigung  des  westlichen
Imperialismus  und  der  postkolonialen  Unterdrückung.  Sie  stellen  eine
„radikale“, reaktionäre kleinbürgerliche Strömung dar, die deutlichst gegen



jede  Klassenpolitik  kämpft  und  den  Imperialismus  verteidigt.  In  den
„deutschen“ Besonderheiten dieser „antinationalistischen“ Strömung werden
Masse  und  Klasse  als  reaktionäre  Grundformen  begriffen.  Jegliche
„Personifizierung“ wird als „Verkürzung“ der Kapitalismuskritik dargestellt,
die letztlich antisemitisch sei.

Ihre  Antisemitismusdefinition  entspricht  der,  die  nun  auch  die
Bundesregierung für die neue Antisemitismusresolution herangezogen hat:
die der IHRA mit der Erweiterung, die Israel als jüdisches Kollektiv versteht
und somit jegliche Kritik am Staat als antisemitisch brandmarkt. Das bedient
selbst ein antisemitisches Stereotyp. Jüd:innen werden mit dem zionistischen
Staat, der soeben einen Genozid an dem von ihm besetzten Volk begeht,
gleichsetzt.  Antideutsche sind keine Linken!  Zum Glück werden sie  aber
weniger und ihre gewalttätigen, reaktionären Aktionen sind ein, wenn auch
durchaus gefährlicher Ausdruck davon.

Warum werden sie weniger?
Die Gründe sind dabei vielfältig:

a) Wenig Rückhalt in der Bevölkerung
Die Palästinasolidarität ist seit dem Beginn des Genozids in Gaza deutlicher
sichtbar. Doch nicht nur das. Auch in der Öffentlichkeit ist nach einem Jahr
Krieg  und  Zerstörung  ein  Stimmungsumschwung  erkennbar.  70  %  der
deutschen Bevölkerung halten den Terror der israelischen Regierung in Gaza
für unverhältnismäßig. Viele gehen auf die Straße und leisten Widerstand
gegen Israel und dessen Verbündete, welche Widerstandleistende mit immer
mehr  Repressionen  überziehen.  In  Deutschland  ist  zuletzt  die  neue
Antisemitismusresolution  verabschiedet  worden,  die  weitere  und  härtere
Maßnahmen legitimiert. Dicht hinter dem deutschen Staat und dessen Räson:
die Antideutschen – mittlerweile eine Minderheit in der deutschen Linken,
die  sich  in  der  Defensive  sieht  und  mit  Gewalt  und  vor  allem  auch
Denunziation um ihren Einfluss ringt.



b) Anpassung an den bürgerlichen Staat
V ie l e  An t i deu t sche  s i nd  m i t t l e rwe i l e  i n  d i e  Sphäre  de r
Verschwörungstheorien  oder  des  Rechtspopulismus  abgedriftet,  andere
arbeiten für den bürgerlichen Mainstream und propagieren ihre Ideologie im
Parlament  oder  schreiben  rassistische  und  staatstragende  Artikel  für
Zeitungen  wie  Die  Welt.

Dieses Zurückziehen vieler Zionist:innen in das komfortablen Umfeld von
Institutionen  lässt  auf  der  Straße  nur  noch  vereinzelte  verzweifelte
Antideutsche  zurück,  die  der  Polizei  gerne  Arbeit  abnehmen.

c) Internationaler Druck in der Linken
Ein  positives  Beispiel  für  internationalen  Druck  gegen  die  Irrwege  der
deutschen  Linken  ist  der  aktuelle  Stand  des  Conne  Island.  Viele
Künstler:innen  und  Besucher:innen  haben  diesem nicht  nur  den  Rücken
gekehrt, sondern auch eine Kampagne gestartet, es zu boykottieren. Was
wirkt, denn der Laden steckt nun in Geldschwierigkeiten und versucht, die
letzten Kräfte der Antideutschen zu animieren, um es mit Hilfe von Spenden
zu  retten.  Die  verzweifelten  Versuche,  mit  Hilfe  von  Angriffen,
Gegendemonstrationen  und  Spenden  ihren  politischen  Einfluss
zurückzugewinnen,  bezeugen,  wie  zurückgeblieben  und  scheinheilig  das
Gedankengut  der  Antideutschen  doch  ist.  Ihr  angeblicher  Hass  auf
Deutschland  ist  längst  der  Anbetung  seiner  zur  Staatsräson  verklärten
Israelsolidarität gewichen.

Was tun gegen die „linken“ Zionist:innen?
Wir  dürfen  uns  von  den  wenigen  Übriggebliebenen  sowie  von
Staatsapparaten  nicht  einschüchtern  lassen.  Indem  wir  weiterhin  die
imperialistischen Interessen kämpfen, entlarven wir den offenen Rassismus
der Regierung sowie der Antideutschen. Lasst uns unsere Wut weiterhin auf
die Straßen tragen, gegen wahren Antisemitismus von rechten Kräften in
Deutschland und den Genozid sowie die israelische Besatzung kämpfen.



Statement  zum  Centro
Rauswurf:  Das  Elend  der
deutschen Linken
von REVOLUTION Hamburg, November 2024

Diesen  Mittwoch  wurden  wir  aus  unseren  Räumen  im  Centro  Sociale
geworfen,  weil  wir  das  Recht  von  Palästinenser:innen  auf  Widerstand
anerkennen.

Was ist passiert? Die Entscheidung des Hauses fiel auf einem Plenum, bei
dem der Großteil der im Centro arbeitenden Gruppen vertreten war. Auslöser
dafür war eine Diskussionsveranstaltung mit dem Titel: „Ein Jahr Ausbruch
aus Gaza. Wie erkämpfen wir die Befreiung in Palästina?“ Diese hatten wir
letzten Monat im Rahmen unseres Plenums abgehalten.

Im Ankündigungstext und auf der Veranstaltung haben wir uns solidarisch
mit dem palästinensischen Widerstand gezeigt. Wir haben deutlich gemacht,
dass Angriffe auf Zivilist:innen abzulehnen sind, dass es aber legitim ist, den
Grenzzaun  einzureißen,  der  für  zwei  Millionen  Menschen  in  Gaza  eine
Gefängnismauer darstellt. Es ist gerechtfertigt, eine Armee anzugreifen, die
seit ihrer Entstehung gezielt Palästinenser:innen vertreibt und tötet. Ziel der
Veranstaltung  war  es,  auf  dieser  Grundlage  über  die  Strategie  des
palästinensischen Befreiungskampfes zu diskutieren. Dabei haben wir uns für
den  Aufbau  einer  unabhängigen  revolutionären  Arbeiter:innenpartei
starkgemacht.

Dafür wurden wir nun rausgeworfen.

Die Mehrheit der Gruppen im Centro Sociale macht uns zwei Vorwürfe:
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1.  Wir  hätten  das  Vertrauen  anderer  Gruppen
gebrochen,  weil  wir  eine  Veranstaltung  zum  Thema
Palästina durchgeführt haben.
Auf  unseren  Ortsgruppentreffen  bieten  wir  jede  Woche  Vorträge  und
Diskussionen an – und das schon seit über zwei Jahren. Wie wir uns zum
palästinensischen  Befreiungskampf  positionieren,  haben  wir  in  unserem
offen einsehbaren Programm und seit fast 2 Jahrzehnten in etlichen Artikeln
niedergeschrieben (z.B. hier ein Artikel aus 2006). Positionen zum 7. Oktober
sind seit letztem Herbst auf unserer Website und auf Instagram nachzulesen.
In einem linken Zentrum müssen wir in der Lage sein, unsere Politik machen
zu können, wir verlangen von anderen Gruppen auch nicht, bei ihrer Arbeit
auf  unsere  Inhalte  Rücksicht  zu  nehmen.  Die  Anschuldigung  des
Vertrauensbruchs dient lediglich als Vorwand für den eigentlichen Vorwurf:

2. Unsere Position sei antisemitisch.
Der wahre Grund für den Rauswurf liegt an unseren Inhalten: Kein anderes
Diskussionsthema mussten wir uns jemals vom Centro erlauben lassen. Dem
Widerstand ein antisemitisches Motiv anzudichten, ist eine Frechheit. Die
Palästinenser:innen wehren sich nicht, weil ihre Unterdrücker:innen jüdisch
sind,  sie  wehren  sich,  weil  es  ihre  Unterdrücker:innen  sind.  Die
Gleichsetzung des Staates Israel mit allen Jüd:innen ist selbst antisemitisch,
denn  damit  werden  Siedlungskolonialismus  und  Genozid  zu  jüdischen
Eigenschaften erklärt. Wir werden uns nicht zensieren lassen oder unsere
Solidarität  mit  dem  palästinensischen  Widerstand  brechen,  weil
irgendwelche  Deutschen  damit  ein  Problem  haben.

Warum vertreten wir diese Position?
Alle  Unterdrückten haben das  Recht,  sich  gegen ihre  Unterdrückung zu
wehren. Die Frage danach, wer wen unterdrückt, ist eindeutig geklärt: Israel
ist kein ums Überleben kämpfender „Safe Space für Jüd:innen“, der auf die
Unterstützung von deutschen „Linken“ angewiesen wäre. Das zionistische
Projekt ist ein hochgerüsteter Kolonialstaat, bei dem ethnische Säuberungen
von Anfang an zum Repertoire gehörten. Deswegen sehen wir die Angriffe
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auf den Grenzzaun und andere militärische Einrichtungen am 7. Oktober als
legitim an.

Für den Widerstand gegen Kolonialismus, Krieg und Genozid haben wir nicht
nur Verständnis, wir unterstützen ihn bedingungslos. In Gaza haben vor dem
Beginn des Genozids 2 Millionen Menschen zusammengepfercht auf engstem
Gebiet gelebt. Die Bevölkerung war sehr jung und als Folge der Nakba oft
seit  mehreren  Generationen  Geflüchtete.  Gaza  stand  unter  israelischer
Blockade:  so gut wie jedes wirtschaftliche Leben wurde unterbunden,  es
herrschten  hohe  Arbeitslosigkeit  und  entsprechendes  Elend  in  der
Bevölkerung. 80% der Bevölkerung waren auf humanitäre Hilfe angewiesen.
Diese Menschen hatten jedes Recht, ihre Gefängnismauern einzureißen!

Und was ist mit der Hamas?
Einige werden uns jetzt  vorwerfen,  dass wir  die  Taten der Hamas nicht
gutheißen können. Ja, die Hamas ist reaktionär, und sie wird kein befreites
Palästina  erkämpfen.  Aber  zurzeit  ist  sie  die  größte  Kraft  im
palästinensischen  Widerstand.  Da  wir  kein  Vertrauen  in  imperialistische
„Kompromisslösungen“ und „Friedensabkommen“ haben, stellt der aktuelle
Widerstand eine entscheidende Kraft im Kampf für ein freies Palästina dar.
Deswegen  setzen  wir  uns  für  linke  Positionen  und  eine  revolutionäre
proletarische Führung dieser Befreiungsbewegung ein.

Dabei ist es wichtig, als linke bzw. proletarische Kräfte unabhängig von der
Hamas und anderen bürgerlichen Kräften zu bleiben und deren Ideologie und
Strategie zu kritisieren. Die Unterstützung des Widerstandes und die Kritik
an  ihrer  Führung  sind  für  uns  kein  Widerspruch,  sondern  gehören
zusammen. Dass der Widerstand derzeit von Islamist:innen angeführt wird,
bedeutet nicht, dass damit das Recht der Palästinenser:innen verfällt, sich zu
wehren.

Das Elend der deutschen Linken
Die  Mehrheitsposition  im Centro  steht  exemplarisch  für  große  Teile  der
deutschen  Linken:  Selbst  nach  über  einem Jahr  Genozid  sind  sie  davon



überzeugt, dass die Situation „zu kompliziert“ sei, um sich eine eindeutige
Meinung  zu  bilden.  Den  rassistischen  Hetzkampagnen  der  bürgerlichen
Medien  wird  unhinterfragt  Glauben  geschenkt.  Aus  hohlen  Phrasen  wie
„Solidarität mit der Zivilbevölkerung“ oder „Gegen Netanjahu und Hamas“
folgt  keine politische Forderung oder  Aktivität  und dient  angesichts  von
Hunderttausenden Toten in Gaza nur dazu sich nicht den politischen und
moralischen Bankrott einzugestehen.

An  unserem  Rauswurf  zeigt  sich,  dass  solche  Kräfte  sich  lediglich  im
Wortlaut solidarisch erklären. Sobald die vielbeschworene Zivilbevölkerung
anfängt,  sich  zu  wehren,  wird  die  Solidarität  untersagt.  Die  falsche
Gleichsetzung von Unterdrücker:innen und Unterdrückten ist zahnlos und
bringt  den  leidenden  und  kämpfenden  Palästinenser:innen  nichts.
Stattdessen  hält  sie  dem  deutschen  Staat  mit  seiner  Staatsräson  und
Komplizenschaft  den  Rücken  frei.  Indem  linken,  palästinasolidarischen
Gruppen  die  Räume  entzogen  werden,  reiht  das  Centro  sich  in  die
Repressionen des Staates ein. Während Hunderttausende sterben, bleiben
diese Gruppen untätig und klopfen sich dafür noch auf die Schulter. Damit
stellen  sie  sich  dem  Aufbau  einer  Bewegung  in  den  Weg,  welche
Waffenlieferungen und die politische Unterstützung der Massaker durch die
BRD  stoppen  könnte  und  so  den  Menschen  vor  Ort  wirklich  hilft.  Die
Mehrheit  des  Centros  erledigt  hier  in  der  Manier  eines  Hilfssheriffs  die
Arbeit des deutschen Staates.

Jugendunterdrückung und Bevormundung
In  der  Diskussion  kam es  außerdem zu  paternalistischem Verhalten  von
einzelnen Mitgliedern des Centros. Wir seien mit Abstand die jüngste Gruppe
dort, deshalb müsse man uns einfach beibringen, auf welchem Irrweg wir
Jugendlichen seien. Diese Leute sprachen sich gegen den Rauswurf aus, weil
er die „falsche pädagogische Maßnahme“ sei. Das zeugt von Arroganz und
Jugendunterdrückung.  Diese  Leute  vertreten  selbst  eine  uninformierte,
kleinkarierte und den bürgerlichen Staat unterstützende Position und sind in
keiner Lage, uns belehren zu können! Als Jugendliche vertreten wir stolz
unsere  Positionen  und  diskutieren  gerne  mit  anderen,  aber  nur  auf



Augenhöhe! Dafür wäre unsere Diskussionsveranstaltung der passende Ort
gewesen.

Wer  die  Welt  zum  Positiven  verändern  will,  muss  das  Recht  aller
Unterdrückten auf Widerstand anerkennen. Es wird Zeit, dass die Mehrheit
der deutschen Linken das versteht.

Von Hamburg bis nach Gaza – Yallah Intifada!

Rest  in  Power  Silvio  Meier  –
Erinnern heißt kämpfen!
von Jona Everdeen, November 2024

Vor  32  Jahren,  am  21.  November  1992,  wurde  der  Antifaschist  und
Hausbesetzer Silvio Meier an der U-Bahnstation Samariterstraße in Berlin
Friedrichshain von einem Neonazi ermordet. Sein Tod markiert den brutalen
Höhepunkt eines Konflikts der die politische Landschaft Ostberlins nach der
Wiedervereinigung der Stadt maßgeblich prägte. Der Kampf zwischen der
autonomen Szene auf der einen Seite und den militanten Neonazis auf der
anderen.  Doch  wie  kam  es  zum  Mord  an  Silvio?  Wie  beeinflusste  sein
Vermächtnis die antifaschistische Bewegung in Berlin? Und wie kann ein
kämpferisches Gedenken heute aussehen, wo faschistische Kräfte in Berlin,
sowie im ganzen Land wieder an Zulauf gewinnen und militanter werden?

Kampf um Ostberlin
In direkter Folge der sogenannten Wiedervereinigung, also der Annektion
des degenerierten Arbeiter:innenstaats DDR durch die imperialistische BRD,
kam es in Ostdeutschland zu einer massiven Welle faschistischer Gewalt.
Heute ist diese Zeit bekannt als „Baseballschläger-Jahre“. Diese begannen
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bere i ts  in  der  Übergangsper iode  zwischen  Mauerfa l l  und
„Wiedervereinigung“. Als ostdeutsche Behörden de facto bereits die Macht
aufgegeben hatten, bekam die im verborgenen entstanden noch recht kleine
ostdeutsche Neonaziszene Unterstützung von westdeutschen Kadern. Diese
zogen  vermehrt  in  den  Osten  um  dort  Strukturen  aufzubauen  und  die
Perspektivlosigkeit zu nutzen um tausende Jugendliche für ihre rassistische
und nationalistische Ideologie zu gewinnen. Denn als der „real existierende
Sozialismus“ tot  war und der real  existierende Kapitalismus mit  brutaler
Gewalt der Treuhand das Land zu verwüsten begann, suchten viele nach
Antworten,  welche  sie  dachten  in  den  Armen der  Braunen  gefunden  zu
haben.  In  zahlreichen  Ostdeutschen  Kleinstädten  sind  diese  rechte
Jugendszenen zur  hegemonialen  Kraft  geworden und die  wenigen linken
Jugendlichen wurden an den Rand gedrängt und standen unter dauerhafter
Bedrohung  (siehe  dazu  auch  unseren  Artikel  über  die  Belagerung  der
Zerbster  Mühle).  Doch  im  Gebiet  der  ehemaligen  DDR  gab  es  auch
linksalternative  Kräfte,  die  die  Zwischenwendezeit  nutzen  konnten  um
Strukturen zu etablieren und zu verteidigen, als die DDR schon keine mehr
und  die  BRD  noch  keine  Repressionsgewalt  ausüben  konnte.  Besonders
prägende  und  bekannte  Beispiele  dafür  sind  Berlin-Friedrichshain  und
Leipzig-Connewitz, die noch heute als „linke Hochburgen“ gelten und diesen
Ruf aus dieser Zeit haben. Doch auch in anderen Teilen Ostberlins sowie in
Magdeburg,  Potsdam  und  in  kleinerer  Form  in  anderen  Ostdeutschen
Großstädten etablierten sich Orte der linken Subkultur. Einer Subkultur die
im Stande war sich gegen die Neonaziszene zu verteidigen, das jedoch auch
durchgehend musste.

In Ostberlin spitzte sich die Lage besonders zu, als ausgerechnet der nur 15
Gehminuten von Friedrichshain entfernte Lichtenberger Weitlingskiez zur
Hochburg  der  Neonaziszene  wurde.  Nachdem  sie  zunächst  in  der
Weitlingsstraße mehrere leerstehende Häuser besetzt hatten, erhielten die
Nazis  in  Folge  ganz  legal  Räume  für  ihre  faschistische  Strukturen.  So
nisteten sie sich dort, in Form rechtsradikaler Kneipen und Jugendclubs, ein.
Zwischen  Friedrichshain,  dem  radikalsten  Teil  der  neuen  Ostberliner
Hausbesetzer:innenszene,  und  dem  rechtsdominierten  Lichtenberg
entwickelte  sich  ein  angespanntes  Verhältnis,  immer  wieder  kam  es  zu
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Konfrontationen, entweder in Form von Naziangriffen gegen Linke, oder aber
auch von Antifaschistischen Aktionen gegen die rechten Strukturen. Ihren
blutigen Höhepunkt fanden diese am 21.November 1992, als es nicht mehr
bei Schlägereien blieb.

Die Nacht in der Silvio ermordet wurde
Silvio  Meier  war  Teil  der  linksalternativen  Szene  und  einer  der
ursprünglichen Hausbesetzer:innen der Schreinerstraße 47, in der sich noch
heute ein Hausprojekt befindet. Bereits in der DDR war er in der kleinen
Punkszene aktiv gewesen und hatte dort gegen die entstehende Ostdeutsche
Neonaziszene,  die  von den DDR Behörden geflissentlich ignoriert  wurde,
angekämpft.

Als  Silvio  am  Abend  der  21.Novembers  mit  mehreren  Freund:innen
unterwegs war, traf er auf eine Gruppe jugendlicher Neonazis. Es kam, wie
so oft in dieser Zeit, zu einer Auseinandersetzung zwischen den Linken und
den Faschos, wobei Silvio einem Nazi seinen „Ich bin stolz ein Deutscher zu
sein“-Patch von der Bomberjacke riss. Nachdem sich die Gruppen zunächst
trennten, trafen sie kurz darauf am Ausgang des U-Bahnhofs Samariterstraße
erneut aufeinander. Diesmal hatten zwei der Faschos, einer von ihnen der
17-jährige Sandro S.,  der Mörder von Silvio,  Messer in den Händen und
stachen damit auf ihre Gegner:innen ein. Silvio wurde getötet, zwei seiner
Freund:innen verletzt.

Noch am selben Tag organisierte die autonome Szene aus dem Kiez einen
Gedenk- und Wutmarsch aus Friedrichshain nach Lichtenberg. Dieser wurde
schnell zu einem Angriff auf die dortigen rechten Strukturen. So wurde das
Büro  der  FAP  (Freiheitliche  Deutsche  Arbeiterpartei),  einer  damals
präsenten Nazipartei, die dem heutigen 3.Weg recht ähnlich war, angegriffen
und der rechte Jugendclub, in dem der Mörder von Silvio und seine Bande
regelmäßig verkehrten, in Brand gesetzt.

Die Silvio-Meier-Demo
In  der  Tradition  dieses  massiven  Antifaschistischen  Angriffs  als  direkter



Reaktion auf Silvios Tod, formierte sich seit dem jedes Jahr die Silvio-Meier-
Demo. Gedacht als Kampfdemonstration, zog man aus dem Friedrichshainer
Kiez nach Lichtenberg mit dem Ziel dortige Nazi Infrastruktur anzugreifen,
immer  wieder  auch  mit  Erfolg.  Neben  einigen  erfolgreichen
Massenblockaden von Naziaufmärschen in den 00er Jahren war es gerade
diese Demonstration, die die Dominanz der Neonazis im Weitlingskiez immer
mehr  in  Frage  stellte  und  schließlich  Anfang  der  2010er  Jahre
zusammenbrechen  ließ.

Mit dem Niedergang der Berliner Neonaziszene, in Lichtenberg wie auch an
anderen Orten, nahm jedoch auch der Antifaschistische Kampf ab. Besonders
deutlich  zeigte  sich  das  bei  der  Silvio-Meier-Demo.  Diese  wurde  immer
stärker zu einer linksautonomen Folklore Veranstaltung, wo man sich und
seine  Szene  feierte.  Das  Ziel  der  Demos  war  nicht  mehr  Schaden  an
faschistischer Infrastruktur, die größtenteils eh kollabiert war, anzurichten,
sondern an möglichst vielen linken Hausprojekten vorbeizulaufen, von deren
Dächern die Demo dann mit Feuerwerk begrüßt wurde.

In  den  späten  2010er  Jahren  hatte  die  Silvio-Meier-Demo  mehr  den
Charakter einer Autonomen Party,  als  von Antifaschistischem Kampf.  Die
letzten Jahre gelang es, nach viel Kritik und dem Ausfall der Demo im Jahr
2018, das Gedenken wieder stärker zu politisieren. So lief  man 2019, in
Verbindung  zum  Kampf  für  eine  Aufklärung  der  Neuköl lner
Brandanschlagsserie  durch Rudower Neonazis,  statt  durch Friedrichshain
durch Südneukölln. Und die letzten Jahre wurde dann Lichtenberg wieder
der Schwerpunkt der Demonstration. Auch wenn es heute zwar wenig von
einem Nazikiez  hat,  stellt  es  dennoch sicherlich  eine  bessere  Bühne für
Antifaschistischen Kampf dar als die Rigaer Straße. Eine Positiventwicklung
sicherlich,  allerdings  wird  es  in  Zukunft  mehr  brauchen  um  sich  den
wiedererstarkenden Faschist:innen entgegen zu stellen.

Silvio lebt im Kampf! Doch wie kann der heute
aussehen?
Nachdem es einige Jahre ruhig geworden war um die rechtsradikale Szene in



Berlin,  sind Faschos heute wieder  auf  dem Vormarsch.  Die  faschistische
Kleinstpartei „Der 3.Weg“ hat sich über die letzten 2-3 Jahre eine stabile
Basis  in  Berlin  und  Umland  aufgebaut.  Dabei  können  die  sehr  neuen
Jugendvorfelder  DJV  (Deutsche  Jugend  Voran)  und  JS  (Jung  und  Stark)
vermehrt nach rechts politisierte Jugendliche agitieren. In anderen Teilen
Ostdeutschlands sieht es zwar noch deutlich schlimmer aus, doch auch in
Berlin  nimmt  die  rechtsradikale  Bedrohung  massiv  an  Schärfe  zu.
Erschreckenstes Beispiel  dafür war wohl der Angriff  von Mitgliedern des
3.Wegs  und  DJV  auf  eine  antifaschistische  Anreise  am  Ostkreuz  diesen
Sommer,  bei  dem  mehrere  Menschen  erheblich  verletzt  wurden.  Umso
nötiger ist es, heute wieder aktiv zu werden und uns gegen die Nazis zu
organisieren. Viele von diesen werden wohl auch am 14. Dezember dabei
sein, wenn die JA (Junge Alternative, Jugendorganisation der AfD) plant, zum
ersten  Mal  seit  vielen  Jahren  eine  rechtsradikale  Demonstration  durch
Friedrichshain zu veranstalten.

Szenebespaßung  ist  in  der  Situation  des  sich  zuspitzenden  Rechtsrucks
inzwischen völlig fehl am Platz! Doch auch spontane, oder in den Folgejahren
geplante, Wutausbrüche wie die ursprünglichen Silvio-Meier-Demos reichen
nicht um die faschistische Gefahr nachhaltig auszuschalten! Dabei gilt es sich
natürlich den faschistischen Aufmärschen entgegenzustellen und diese durch
massenhafte,  militante Aktion zu verhindern.  Doch darüber hinaus ist  es
nötig, das wir feste Selbstverteidigungsstrukturen organisieren, in unseren
Kiezen  aber  auch  in  Schule,  Uni  und  Betrieb.  Den  Orten  wo  uns  das
kapitalistische System zwingt große Teile unseres Lebens zu verbringen und
wo uns häufig, und inzwischen vermehrt, auch Rechte begegnen. An diesen
Orten  müssen  wir  uns  organisieren  und  unsere  Mitschüler:innen,
Kommiliton:innen und Kolleg:innen davon überzeugen, dass der Rechtsruck
und  seine  faschistische  Speerspitze  ein  Problem  sind,  das  es  aktiv  zu
bekämpfen gilt.  Auf dieser Basis können wir uns dann gegen rassistische
Lehrkräfte und Mitschüler:innen wehren, uns zusammenfinden in Komitees,
welche sich nicht nur vor Rechten verteidigen aber gleichzeitig für soziale
Verbesserung kämpfen. Denn der Rechtsruck hat seinen Ursprung in der
Krise. Um also den Faschist:innen ihren Nährboden zu entziehen müssen wir
eine soziale Alternative aufbauen. Denn zur Zeit gibt es keine Kraft die sich
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konsequent gegen die Politik stellt, welche uns ins Elend stürzt, was den
Rechten hilft sich als so eine zu inszenieren. Der Aufbau von Komitees ist
dabei  eine  Notwendigkeit  um  lokale  Verbesserung  zu  erringen  und
gleichzeitig die Basis zu legen für eine kräftige Jugendbewegung, welche
durch Streiks sich Rechtsruck und Krise effektiv entgegenstellen kann. Um
so eine zu erreichen müssen wir uns unter Forderungen zusammentun um
Einheit in der Aktion zu schaffen. Einen Vorschlag für solche haben wir vor
einigen  Tagen  veröffentlicht  (10  Forderungen  für  ein  Aktionsprogramm
gegen den Rechtsruck) und laden euch ein dieses mit uns zu diskutieren!

Lasst uns den braunen Banden auf der Straße, in der Schule und überall
sonst mit Widerstand begegnen! Alerta, Alerta – Antifascista!

10  Forderungen  für  ein
Aktionsprogramm  gegen  den
Rechtsruck
von Flo Weitling und Lia Malinovski, November 2024

Die Ampel-Koalition ist zerbrochen, Donald Trump wieder zum US-Präsident
gewählt, das 1,5 Grad Ziel überschritten, der Genozid in Palästina hält an
und das Abschieberegime der EU und BRD schreitet  voran:  kurzum, die
Situation  ist  scheiße.  Wie  wir  am  Erfolg  der  AfD  beobachten  können,
profitieren davon Rechte und Konservative. Wir sind konfrontiert mit einem
gesamtgesellschaftlichen, internationalen Rechtsruck.

Mit  diesen 10 Forderungen wollen wir  eine Auseinandersetzung darüber
starten, wie das Aktionsprogramm einer Bewegung aussehen muss, die einen
erfolgreichen  Kampf  gegen  den  Rechtsruck  führt.  Wir  laden  alle  ein,
gemeinsam in Diskussion zu treten und dem Aufbau einer solchen Bewegung
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näher zu kommen.

1.  Holen  wir  uns  unsere  Zukunft  zurück:
Gegen  Kürzungen  und  Sozialabbau!
In Deutschland ist das wirtschaftliche Wachstum nahe 0. Der Staat pumpt
massig Geld in Unternehmen, um diese zu retten. Wenn das nicht reicht,
antworten die Bosse mit Massenentlassungen wie bei VW, und Sparplänen im
sozialen Bereich – besonders bei Schulen und Jugendzentren.

Das ist nicht erst seit gestern so. Seit 2008/2009 hat sich die Wirtschaft
weltweit kaum erholt, und diese Krise hat den Rechtsruck angeheizt. Viele
von  uns  haben  Angst  vor  dem  sozialen  Abstieg.  Hier  setzt  der
Sozialchauvinismus von Regierung und Medien an.  Uns soll  weisgemacht
werden, dass die Krise kein Resultat unseres Wirtschaftssystems sei, sondern
die  Konsequenz  von  arbeitsunwilligen  Bürgergeldempfänger:innen.
Derselben Logik folgen Rechtspopulist:innen, die „leichte“ Antworten auf die
Misere geben: Ausländer:innen, Arbeitslose und Linke seien schuld.

Um eine erfolgreiche Bewegung aufzubauen, müssen wir auf die sozialen
Probleme der Menschen eingehen und den Kampf gegen rechts mit dem
Kampf gegen Sozialabbau, Massenentlassungen und Privatisierung führen,
kurz  gesagt:  gegen  die  soziale  Krise!  Das  bedeutet,  keine  Illusionen  in
Kompromisse  zu  haben,  um  „den  Wirtschaftsstandort  Deutschland“  zu
fördern. Diese Art der Politik heißt Sozialpartner:innenschaft und hat die
letzten Jahre große Proteste bei Kürzungen und Sparmaßnahmen verhindert.

Deshalb sagen wir:

Gegen  jede  Entlassung:  Produktion  umstellen  für  eine  nachhaltige
Verkehrswende  und  Arbeitsplätze  erhalten  –  unter  Kontrolle  der
Beschäftigten, Expert:innen und der Umweltbewegung! Arbeitszeitverkürzung
bei vollem Lohnausgleich statt Stellenabbau!
Schluss  mit  Armut:  Weg  mit  Bürgergeld,  Mindesteinkommen  für  alle,
gekoppelt an die Inflation!
Schuldenbremse?  Abschaffen!  Wir  zahlen  eure  Krise  nicht:  Massive



Investitionen in die soziale Infrastruktur, unter Besteuerung der Reichen!

2. Massenhaft und militant: Gemeinsam gegen
den Rechtsruck!
Wenn wir uns dem Rechtsruck erfolgreich entgegenstellen wollen, müssen
wir eine andere Politik als die der letzten 10 Jahre fahren, denn die hat die
AfD nicht aufgehalten. Das Bundesverfassungsgericht anzubetteln, die AfD
zu verbieten, bringt nichts. Nicht nur, dass solche Verbote auch gegen linke
Kräfte  eingesetzt  werden:  Wir  sind  es,  die  was  ändern  müssen,  nicht
irgendwelche Verfassungsrichter:innen. Wenn wir erfolgreich gegen die AfD
kämpfen wollen, müssen wir die Gründe beseitigen, aufgrund derer sie so
stark geworden ist!

Vereinzelt  werden  wir  nicht  gegen  eine  rassistische  Regierung,  eine
wachsende AfD und vermehrte Straßengewalt wehren können. Es wird nicht
reichen,  im Sumpf der “radikalen” Linken alle  paar Wochen eine Antifa-
Kundgebung oder Demo zu organisieren.

Es braucht Einheit unter den Organisationen der Arbeiter:innenklasse, seien
es Parteien oder Gewerkschaften und Organisationen der Unterdrückten, ob
migrantische Personen, queere Personen oder Frauen. Das nennen wir die
Einheitsfront. Uns ist bewusst, dass z.B. Die Linke, die SPD und Migrantifa
nicht die gleichen Ziele haben, aber alle müssen sich gegen den Rechtsruck
wehren, denn sie sind direkt von dessen Auswirkungen betroffen. Wir dürfen
nicht auf unseren Unterschieden verharren. Ein solches Bündnis ist vor allem
ein Aktionsbündnis um konkrete Forderungen. Dabei ist zentral, dass man
andere Partner:innen offen für ihre Positionen und ihr Verhalten kritisieren
darf!  Wir  verstehen  das  Unbehagen,  das  viele  spüren,  mit  Kräften
zusammenzuarbeiten, die für ihr Elend mitverantwortlich sind, wie die SPD
in  der  Regierung.  Gleichzeitig  zeigte  die  Mobilisierung  gegen  den  AfD-
Parteitag  in  Essen,  dass  die  Mobilisierung  von  Gewerkschaften  und
reformistischen Parteien die Massen auf die Straße bringen kann, die es
braucht, um effektiven Widerstand zu leisten. Wir müssen diese Kräfte in
Bewegung  zwingen  und  den  Kampf  für  soziale  Forderungen  offen  mit



antirassistischen Forderungen verbinden, um klar zu machen: Wir lassen uns
nicht spalten, Rassismus nützt nur Reichen!

Dabei  dürfen wir  keine Kompromisse mit  bürgerlichen Kräften eingehen.
Lose Floskeln von Vielfalt, Toleranz und „Demokratie verteidigen“ bringen
uns nicht weiter. Der Kampf gegen die AfD wird zum Scheitern verurteilt
sein,  wenn  er  sich  nur  gegen  diese  eine  Partei  richtet.  Wir  lehnen  die
„Einheit der Demokrat:innen“ ab, denn mit FDP und CDU gegen die AfD zu
„kämpfen“ bedeutet, dass soziale Verbesserungen auf der Strecke bleiben.

3.  Gegen  jede  Abschiebung:
Staatsbürger:innenrechte für alle, dort wo sie
leben!
Ohne Zweifel ist die Hetze gegen Migrant:innen und Geflüchtete der stärkste
Ausdruck des Rechtsrucks. Die Diskriminierung gegenüber Menschen steigt,
denen muslimischer Glaube zugeschrieben wird.  Der 7.  Oktober und die
Attacke in Solingen werden genutzt, um den politischen Diskurs rassistisch
zu vereinnahmen. Die Forderung, „kriminelle Ausländer:innen” abschieben,
gehört mittlerweile zum guten Ton der Politik. Die Ampel setzt um, was die
AfD fordert und errichtete letztes Jahr ein härteres Abschieberegime, sodass
wir  dieses  Jahr  30%  mehr  Abschiebungen  erleben  mussten.  Der
Antisemitismus und die rassistische Hetze von aufschäumenden Rechten und
Faschist:innen  steigen  an.  Zugleich  wird  der  Antisemitismus-Begriff
verwässert,  um diesen als  politische Waffe gegen Palästina-Solidarität  zu
nutzen.

Das führt dazu, dass nicht die Unternehmer:innen und Politiker:innen als
Verursacher:innen unserer Misere gesehen werden, sondern ein alternatives
Feindbild in Gestalt von Geflüchteten und Migrant:innen erschaffen wird.
Durch diese Spaltung und Verschleierung der Verhältnisse können sich die
Arbeiter:innen  nicht  zusammentun,  um  sich  gegen  Massenentlassungen,
niedrige Löhne, Krise und Co. zu verbünden, da sie zu beschäftigt sind, sich
gegeneinander die Schuld für ihre Lage zuzuschieben.



Deswegen müssen wir dafür kämpfen, dass für alle Menschen, die hier leben
oder hierherkommen, die Grundrechte gelten. Wir sagen: Kein Mensch ist
illegal! Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!

4.  Frauen-  und  Queerunterdrückung
entgegentreten:  Gleiche  Rechte  für  alle!
Femizide  nehmen  zu,  queere  Personen  werden  auf  offener  Straße
angegriffen und hunderte Faschist:innen mobilisieren gegen CSDs. Queere
Personen sind ein Feindbild  der  „natürlichen Ordnung“ der  bürgerlichen
Kleinfamilie,  welche  die  Rechten  als  Ideal  hochhalten,  womit  sie  die
Frauenunterdrückung  zementieren.

Gleichzeitig wird die rassistische Hetze von AfD und Co.  als  Einsatz für
Frauenrechte dargestellt. Dabei interessiert sie sexistische Gewalt nur, wenn
sie  von  Migrant:innen  ausgeübt  wird,  wobei  sie  alle  anderen  Teile  der
Frauenunterdrückung leugnen und in ihrer Politik verschärfen. Weder gehen
sie die Doppelbelastung durch Care-Arbeit an, noch den Gender Pay Gap.
Dadurch werden Frauen brutaler von der Krise getroffen: Entweder werden
sie in die Hausarbeit geschoben oder in prekäre Beschäftigungen. Ein Kampf
gegen  den  Rechtsruck  muss  ein  Kampf  für  gleiche  Rechte  und  gleiche
Bezahlung für alle sein!

5.  Antidiskriminierungsstellen  und
Selbstschutz
Um  uns  vor  Alltagsdiskriminierung  und  rechten  Angriffen  zu  schützen,
müssen wir dafür eintreten,  Organe des Selbstschutz aufzubauen! Zu oft
haben Staat und Polizei bewiesen, dass sie keine Angriffe der Rassist:innen,
Sexist:innen und Queerfeind:innen verhindern werden: durch die Ermordung
von Oury Jalloh, die Verdeckung der Taten des NSU oder das Niederschlagen
von antifaschistischen Mobilisierungen.

Daher braucht es Strukturen für Betroffene von sozialer Unterdrückung, an
den Orten, wo wir uns täglich aufhalten, den Schulen, Unis und Betrieben!



Damit  diese  im  Interesse  der  Unterdrückten  handeln,  müssen  sie
demokratisch gewählt und unabhängig von Staat, Schul- und Unileitung oder
Bossen sein. Sie müssen praktische Organe sein, welche z.B. Lehrkräfte aus
dem  Unterricht  schmeißen,  Kommiliton:innen  zur  Aufarbeitung  ihres
Verhaltens zwingen oder Präventionsworkshops in Betrieben abhalten. So
setzen wir der individuellen Demütigung einen kollektiven Kampf entgegen.

Darüber hinaus haben uns die Mobilisierungen gegen CSDs, die Angriffe auf
Migrant:innen oder unsere Demos gezeigt, dass das nicht reicht. Wir müssen
uns gegen die Gewalt der Rechten, die bald in neuen Baseballschlägerjahren
m ü n d e n  k ö n n t e ,  g e m e i n s a m  w e h r e n !  D a f ü r  b r a u c h t  e s
Selbstverteidigungsstrukturen,  die  es  unseren  Geschwistern  ermöglichen,
nicht wehrlos solchen Angriffen ausgesetzt zu sein.

6. Unsere Schulen, Unis und Betriebe gehören
uns!
Bei denen, die zurzeit das Sagen haben, wird das auf Widerstand stoßen. Um
gegen rassistische Lehrinhalte anzukommen und gegen übergriffige Profs
vorzugehen,  müssen  wir  die  Kontrolle  über  unsere  Schulen,  Unis  und
Betriebe erkämpfen!

Warum sollten wir nicht selbst bestimmen, was an den Orten passiert, an
denen wir einen so großen Teil unseres Lebens verbringen? Warum sollten
wir  nicht  entscheiden,  wer  zu  Podiumsdiskussionen  an  unseren  Schulen
eingeladen wird, welche Vorträge an unseren Unis abgehalten werden und
welche Rassist:innen sich von unserem Campus fernzuhalten haben? Warum
sollten wir  auf  irgendwelche Manager:innen hören,  wenn wir  am besten
wissen, was zu tun ist?

Um dahin zu kommen, müssen Aktionskomitees aufgebaut werden, welche
sich vor Ort gegen Ungerechtigkeiten auflehnen und dafür streiten, dass wir
selbst Entscheidungen treffen dürfen über die Probleme, die uns in unserem
Alltag betreffen.



7. Klimaschutz auf dem Nacken der Reichen!
Da die Politik der Ampelregierung auf dem Rücken der Armen ausgetragen
wird  und  keine  effektiven  Maßnahmen gegen die  Klimakrise  durchführt,
befeuert sie den Rechtsruck und bringt uns keinen Schritt voran, unsere
Umwelt zu retten. Letztlich ist sie nicht mehr als eine Interessenvertretung
von  RWE  und  Co.  Gegenüber  der  Kl imakrise,  welche  unsere
Lebensgrundlage bedroht, antworten die Rechten mit Leugnung und Hetze
gegen die Klimabewegung. Die zu Recht kritisierbaren Initiativen wie das
Heizungsgesetz werden ausgenutzt, um jegliche Anstrengungen gegen die
Katastrophe als Teufelswerk zu bezeichnen.

Unter einer AfD-geführten Regierung wird der Kampf für Klimagerechtigkeit
noch  schwieriger  sein.  Deshalb  müssen  die  verbleibenden  Kräfte  der
Klimabewegung sich dem Kampf gegen den Rechtsruck anschließen, um zu
einer geeinten, starken Kraft zu werden. Somit muss ein Kampf gegen rechts
einer für eine soziale Umweltpolitik sein, welche sich die notwendigen Mittel
für den Erhalt unserer Lebensgrundlagen von den Reichen holt und nicht
weiter  die  Arbeiter:innen  belastet.  Wir  müssen  Forderungen  gegen  die
Umweltkrise aufwerfen, das heißt: Verbesserungen statt Verbote! Wir wollen
kostenlosen öffentlichen Nahverkehr, finanziert durch die Besteuerung der
Reichen!

8. Kein Cent, keinen Menschen dem Militär!
Das Fehlen von Geldern für Schulen und Rente erklären die Rechten durch
die  Finanzierung  von  Klimaschutzmaßnahmen.  Tatsächlich  wird  dieses
fehlende Budget in Aufrüstung und Militarisierung gesteckt: Wir erinnern
uns alle an das Sondervermögen von 100 Milliarden.

Begleitet wird das dadurch, dass die Trommel des Nationalismus gerührt
wird. Versteckt hinter Floskeln wie „Verteidigung der Demokratie“ wird auf
die Vaterlandsverteidigung der deutschen Nation gesetzt, was den Rechten
in die Hände spielt.

Dafür wird direkt  bei  der Jugend angesetzt:  In Bayern werden vermehrt



Jugendoffiziere an Schulen geschickt, um fürs Sterben zu werben. Unter dem
Ziel,  Deutschland  kriegstüchtig  zu  machen,  werden  demnächst
verpflichtende  Fragebögen  an  18-Jährige  verschickt.  Unter  einer  noch
rechteren Regierung wird die Wehrpflicht nicht auf sich warten lassen. Wir
sagen: Bundeswehr raus aus den Schulen! Schluss mit Waffenlieferungen
nach Israel! 100 Milliarden für Bildung und Soziales!

9.  Gegen die  Einschränkung demokratischer
Rechte!
Auch  im  Inland  wird  aufgerüstet.  In  den  letzten  Jahren  wurden  unsere
demokratischen  Rechte  eingeschränkt,  z.B.  durch  Demonstrationsverbote
beim Antifa-Ost-Verfahren, die Auflösung des Palästina-Kongresses und die
Einschränkung des Streikrechts beim Kitastreik in Berlin. Zur Durchsetzung
dessen  werden  die  Befugnisse  und  die  Militarisierung  der  Polizei
ausgeweitet.

Wir müssen uns gegen den Trend zum Autoritarismus und gegen die Angriffe
auf  unsere  Freiheit  wehren.  Zudem  müssen  wir  die  Ausweitung
demokratischer Rechte erkämpfen und für das volle Recht auf politischen
Streik eintreten.

10.  Für  bundesweite  Schul-  und  Unistreiks,
begleitet von politischen Streiks!
Um diese Forderungen durchzusetzen, reicht es nicht,  sie auf Banner zu
schreiben,  auf  eine  Demo zu  gehen  oder  einen  Parteitag  zu  blockieren.
Zunächst  müssen  wir  die  Menschen  dort  erreichen,  wo  sie  sich  täglich
aufhalten, beim Job, im Vorlesungssaal oder auf dem Schulhof. Wenn wir es
schaffen,  an diesen Orten Komitees  aufzubauen,  die  unseren Widerstand
koordinieren  und  eine  Verankerung  schaffen,  können  wir  durch  Streiks
Druck aufbauen, stark genug, um unsere Ziele zu verwirklichen!

Wenn  wir  unsere  Anstrengungen  koordinieren,  werden  wir  es  schaffen
Sozialkürzungen,  Massenentlassungen  und  Abschiebungen  zu  verhindern,



sowie  Klimaschutz  durchzusetzen.  Dann haben wir  die  Kraft,  um unsere
Geschwister kollektiv vor Angriffen zu verteidigen und dem Rechtsruck den
Gar aus zu machen. Darüber hinaus müssen wir gemeinsam international
Widerstand organisieren, indem wir den Schulterschluss mit jenen finden,
die an anderen Orten der Welt von den Auswirkungen des Rechtsrucks und
der Krise getroffen werden.

Wenn ihr das auch so seht oder mit uns darüber diskutieren wollt, schreibt
uns  und  lasst  uns  gemeinsam den  Schritt  angehen,  eine  Bewegung der
Jugend und der Arbeiter:innen gegen Rechtsruck und Krise aufzubauen!

Grundlagen  des  Marxismus:
Rechtsruck  als  zentraler
Krisenausdruck  des
kapitalistischen Systems
von Cleo G., Oktober 2024

Momentan sind wir, neben anderen, vor allem mit zwei zentralen Folgen des
kapitalistischen Systems konfrontiert.  Zum einen sehen wir  einen immer
weiter voranschreitenden Rechtsruck, welcher sich nicht nur in Deutschland
bemerkbar macht, zum anderen sehen wir immer stärker eine Aufrüstung
und Militarisierung, in Deutschland unter dem Credo der „Zeitenwende“.
Doch was haben diese Phänomene miteinander zu tun und wie können wir sie
bekämpfen?

Der Rechtsruck schreitet voran
In Deutschland sowie fast allen anderen europäischen Ländern gewinnen
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rechte Parteien immer mehr Zuspruch und Wähler:innenstimmen. Alleine in
Thüringen  holte  die  rechtspopulistische  AfD  bei  den  diesjährigen
Landtagswahlen 32,8 % der Stimmen und lag damit nicht nur klar vor der
CDU mit 23,6 %, sondern holte auch ganze 9,4 % mehr als bei der letzten
Landtagswahl 2019. Aber auch in Italien oder Frankreich sehen wir einen
klaren Trend zu Parteien des rechtspopulistischen Spektrums. Doch nicht nur
steigen die Wähler:innenstimmen für rechte Parteien, auch bürgerliche und
reformistische Parteien wie die Grünen oder die  SPD schließen sich der
stetigen Stimmungsmache gegen Geflüchtete an und lassen sich in ihren
Forderungen nach „konsequenterem Abschieben“ nicht mehr von der AfD
unterscheiden.  Während die  Stimmung in  der  Bevölkerung aufgrund von
Arbeitslosigkeit,  einem  Mangel  an  bezahlbarem  Wohnraum,  steigenden
Preisen,  aber  gleich  bleibenden Löhnen (und somit  sinkendem Reallohn)
angespannt ist, nutzen rechte Kräfte diesen Unmut aus, um Migrant:innen
als Sündenbock darzustellen.

Die rechtspopulistischen Parteien stellen jedoch keinen qualitativen Bruch
zum restlichen System dar, sondern sind nur die Spitze eines immer weiter
nach rechts driftenden Eisbergs. Inzwischen vertreten sämtliche bürgerliche
Parteien  rassistische  Positionen,  wie  sie  15  Jahre  zuvor  nur  die
rechtsradikale NPD hatte. Die anderen Parteien fahren dabei eine Taktik des
„Immer-Weiter-Nach-Rechts-Gehens“,  in  der  absurden  Hoffnung,  so  AfD-
Wähler:innen wieder für sich zu gewinnen, während sie gleichzeitig mit dem
Finger auf die AfD zeigen und behaupten, alleine diese, nicht aber die eigene
rechte Politik, sei das Problem.

Der Imperialismus spitzt sich zu
Zeitgleich beobachten wir eine stetige Ausweitung internationaler Konflikte
und  eine  verschärfte  Rhetorik  zwischen  den  Großmächten,  gepaart  mit
massenhaften  Investitionen  ins  Militär,  wie  die  100  Milliarden  für  die
Aufrüstung  der  Bundeswehr,  sowie  eine  fortlaufende  Finanzierung  von
Kriegen durch imperialistische Staaten wie die USA oder Deutschland. Durch
ihre  massiven  Waffenlieferungen  an  Israel  ermöglichen  diese  erst  den
Genozid in Palästina und inzwischen auch im Libanon und halten Netanjahus



Tötungsmaschine namens IDF somit weiter am Laufen. Auch hierbei müssen
wir uns bewusst machen, dass Kriege ein Symptom des Kapitalismus sind
bzw. seines höchsten Stadiums, des Imperialismus. Dieser sorgt dafür, dass
imperialistische Staaten auf Militarisierung angewiesen sind, da sie ständig
versuchen müssen, neue Teile der Welt für sich zu beanspruchen, um somit
ihrem nationalen Kapital  mehr Exportmöglichkeiten zu verschaffen. Diese
benötigt  es,  um weiterhin  große  Extraprofite  zu  erzielen  und  damit  die
dominante Rolle in der Welt zu erhalten und weiter zu festigen. So kommt es,
dass wir immer wieder Kriege erleben, an denen fast immer imperialistische
Staaten  beteiligt  sind,  sei  es  durch  Waffenlieferungen,  durch  finanzielle
Unterstützung oder ganz aktiv durch eigene Intervention, wie wir es im Falle
Russlands in der Ukraine sehen. Imperialistische Staaten, und mit ihnen auch
das kapitalistische System, an deren Spitze sie stehen, haben ein Interesse
daran, dass Kriege existieren und weiter am Laufen gehalten werden.

Wie sind die Folgen der Krisen miteinander
verbunden?
Auf den ersten Blick sind beide Krisen unabhängig voneinander durch den
Kapitalismus  begründet,  durch  welchen  sie  entstehen  oder  zumindest
begünstigt werden. Um jedoch einen Anhaltspunkt zu finden, an dem wir als
Arbeiter:innen und Jugendliche ansetzen müssen, um uns dagegen zur Wehr
setzen zu können, müssen wir auch sehen, dass beide Krisen miteinander in
Verbindung  stehen.  So  ist  die  Militarisierung  Deutschlands  auch  im
Rechtsruck begründet: Ohne diesen wäre eine so starke Aufrüstung nämlich
gar nicht möglich.

Wir  erleben  eine  chronische  Krise  des  Kapitalismus,  begründet  in  der
Überakkumulation  von  Kapital.  Soziale  Angriffe,  Kürzungen  und  die
Verschlechterung von Arbeitsbedingungen sind die Folge, um die Krise auf
dem Rücken der  Arbeiter:innen auszutragen,  nicht  der  eigentlich für  sie
verantwortlichen  Kapitalist:innen.  Doch  die  Führungskrise  der
Arbeiter:innenbewegung, welche von SPD, Gewerkschaftsführung aber auch
Linkspartei  immer  wieder  verraten  wurde,  verhindert,  dass  ein
gemeinschaftlicher Widerstand entstehen kann. Das führt dann dazu, dass



sich  zahlreiche  Menschen  in  ihrer  Wut  rechten  Parteien  wie  der  AfD
zuwenden, die behaupten, sich für die deutschen Arbeiter:innen und Armen
einzusetzen. Doch in Wahrheit ist die AfD ebenfalls eine Partei einzig und
allein fürs Kapital,  und zwar eine besonders radikal  neoliberale.  Um das
jedoch  zu  verschleiern,  versucht  sie,  die  Wut  auf  einen  angeblichen
Sündenbock zu richten. Dies sind vor allem Geflüchtete, die angeblich an den
sozialen  und  finanziellen  Problemen  im  Land  schuld  seien,  sowie  auch
generell  Migrant:innen,  Queers  und  das  „linksgrüne  Establishment“.  Die
Lösung  für  die  Probleme  sollen  nicht  etwa  reale  Verbesserungen  sein,
sondern eine Rückbesinnung auf „traditionelle Werte“. Ganz nach dem Motto
„Früher war alles besser“ sollen wir uns wieder mehr auf Werte wie Familie
und  Heimat  besinnen.  Die  Arbeiter:innen  werden  durch  den  massiven
Rassismus aktiv  gespalten.  Deutschen Arbeiter:innen wird suggeriert,  ihr
migrantischer Kollege wäre ihr Feind, nicht ihr deutscher Boss. Statt die
wirkliche Ursache zu erkennen und gemeinsam als proletarische Klasse zu
bekämpfen,  wollen  Rechte  einen gemeinsamen Kampf  der  Arbeiter:innen
dadurch effektiv verhindern, was ihnen momentan erschreckend gut gelingt.
Das ist auch der Grund, warum andere bürgerliche Parteien verstärkt auf
diese Taktik setzen, bis hin zu den sich gerne als progressiv verstehenden
Grünen.

Und genau hier kommen wir wieder zur steigenden Militarisierung und zum
imperialistischen  Kampf  um  die  Neuaufteilung  der  Welt.  Um  diese,  die
niemals  im Interesse der Arbeiter:innen sein kann,  die auf  ihre wenigen
Annehmlichkeiten verzichten sollen,  damit  die  Rüstungsproduktion laufen
kann, und im schlimmsten Fall selber zum Sterben in den Schützengraben
geschickt  werden,  ohne  einen  großen  Aufschrei  dieser  Arbeiter:innen
durchzuführen, braucht es die gezielte Spaltung der Klasse durch Rassismus
sowie die massive Schwächung unserer Kampfkraft. Sonst könnten wir noch
mit  Streiks  und  Massendemonstrationen  fordern,  dass  man  die  100
Milliarden Euro Sondervermögen für die Bundeswehr lieber in Bildung und
Soziales fließen lässt. Doch daran hat die Bourgeoisie so gar kein Interesse.

Dazu kommt auch noch, dass Rassismus ebenfalls nötig ist,  um mögliche
zukünftige  Raubkriege  ideologisch  zu  legitimieren.  Um  einen  brutalen



Angriffskrieg mit zigtausenden Toten gegen ein anderes Land zu führen – so
wie die USA es Anfang dieses Jahrhunderts in Afghanistan und dem Irak
getan hat – ist es notwendig, große Teile der eigenen Bevölkerung glauben
zu  machen,  die  Bevölkerung  der  angegriffenen  –  und  später  brutal
ausgepressten – Länder wären „weniger wert“ als die eigene Bevölkerung. In
ebensolcher Ideologie zur Legitimation des Kolonialismus (und noch früher
der Sklaverei) liegt überhaupt die Wurzel des modernen Rassismus.

Was folgt daraus praktisch?
Dadurch,  dass  der  Rechtsruck  den  Nährboden  für  die  fortschreitende
Militarisierung liefert, sehen wir es als strategisch notwendig an, uns vor
allem  mit  seiner  Bekämpfung  zu  beschäftigen,  um  somit  auch  der
Militarisierung den Nährboden zu entziehen. Nur wenn es uns gelingt, der
Offensive von Rechts eine Gegenoffensive von Links entgegenzuwerfen, die
Arbeiter:innen und Jugendlichen unabhängig von nationalen, ethnischen oder
religiösen Spaltlinien zu vereinen, im gemeinsamen Kampf gegen die Politik
der AfD wie der Regierung, kann es uns auch gelingen, die Kraft zu erlangen,
die  wir  brauchen,  um  der  Militarisierung  aktiven  Widerstand
entgegenzubringen! Einer, der nicht bei moralischen Friedensbekundungen
bleibt. Natürlich setzen wir uns auch weiterhin für andere wichtige Themen
ein,  wie  zum Beispiel  die  Solidarität  mit  Palästina  oder  auch gegen die
Aufrüstung  sowie  die  voranschreitende  Zerstörung  der  Umwelt.  Unser
Kernthema ist jedoch der Rechtsruck, da wir ihn als das primäre Moment
sehen, dass die Offensive der Kapitalist:innen gegen uns Arbeiter:innen und
Jugendlichen deckt und in dieser Form überhaupt erst ermöglicht.

Dabei  ist  der  Kampf  gegen den Rechtsruck jedoch kein  rein  defensiver,
sondern  eher  das  Gegenteil:  Um diesen  zu  stoppen,  müssen  wir  seinen
schärfsten  Ausdruck,  die  rassistische  Spaltung  der  Arbeiter:innen,  sowie
seinen Nährboden, die massiven sozialen Angriffe gegen Arbeiter:innen und
Jugendliche, aktiv angreifen! 

Wie wir konkret eine Bewegung gegen den Rechtsruck aufbauen wollen,
könnt ihr in weiteren Artikeln lesen!



Rechtsruck  aber  niemand  auf
der Straße?
Von Stephie Murcatto, Oktober 2024

Die AFD befindet sich auf einem historischen Höhenflug. Mit ihrer rechten
Rhetorik dominiert sie die deutsche Politik, alle anderen Parteien passen sich
an, die CDU rückt mit Friedrich Merz als Kanzlerkandidat und dem neuen
Grundsatzprogramm weiter nach rechts und SPD und Co. lassen sich auf eine
Diskussion über massive Abschiebewellen ein und fördern diese auch als Teil
der  Bundesregierung.  Bei  den  letzten  Landtagswahlen  hat  die  AFD
historische Erfolge erzielt und die Niederlage der Regierungsparteien hat
sich verfestigt. Während sich die SPD noch einigermaßen behaupten konnte,
sind Grüne und FDP in die Bedeutungslosigkeit abgerutscht. Das Bündnis
Sahra  Wagenknecht,  eine  rechte  Abspaltung  der  Linkspartei,  lässt  sich
ähnlich wie Bundeskanzler Olaf Scholz auf eine rechte Abschiebedebatte ein
und fördert diese aktiv.

Während vor einem halben Jahr noch Hunderttausende gegen die AFD auf
die Straße gingen, sind die Straßen heute leer und still. Das meiste, was man
sieht, sind die paar hundert üblichen Linken, die sich zu Antifa-Protesten auf
der  Straße  versammeln.  Größere  Proteste  und  antirassistische
Mobilisierungen gegen die rassistische Abschiebewelle der Bundesregierung
hat  es  bisher  nicht  gegeben,  ebenso wenig wie  größere Mobilisierungen
gegen  die  rassistische  Rhetorik  der  AFD,  die  gerade  mit  Slogans  wie
„millionenfach abschieben“ ihren Wahlsieg in Brandenburg feiert. Die einzige
größere Mobilisierung in den letzten Monaten, schaffte die #Widersetzen-
Struktur,  die  vor  allem  durch  die  Mobilisierung  innerhalb  der
Gewerkschaften  einen  großen  Protest  gegen  den  AfD-Parteitag  in  Essen
organisierte.  Die  Jugend,  die  lange  als  linke  Kraft  in  Erscheinung  trat,
orientiert sich zunehmend nach rechts und zur AFD. Rassistische Übergriffe
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auf migrantische Menschen häufen sich und werden in nächster Zeit wohl
nicht weniger sondern eher mehr. Man fragt sich, wann wohl das nächste
Hanau sein wird.

Aber warum ist niemand auf der Straße? Und
warum gewinnt die AfD?
In Deutschland herrscht Krise. Die Reallöhne sinken immer weiter, große
Unternehmen wie VW oder die Deutsche Bahn müssen massiv Arbeitsplätze
abbauen. Die Inflation lässt die Preise steigen, und Sozialleistungen werden
zunehmend gestrichen. Es wird massiv abgeschoben, demokratische Rechte
wie die Meinungs- und Versammlungsfreiheit werden eingeschränkt. All dies
geschieht im Kontext mit einer schwachen Linken, die nicht in der Lage ist,
gesamtgesellschaftliche  Alternativen  zum  derzeitigen  Regierungskurs
aufzuzeigen und für soziale Verbesserung und gegen Abschiebungen auf die
Straße zu gehen. Dabei fällt immer wieder auf, dass auf aktuelle Probleme
und Krisen die Linke keine konkreten Antworten und Lösungsansätze parat
hat.  Das  spielt  der  AfD  in  die  Hände.  Die  AfD  schafft  es,  sich  als
oppositionelle  Anti-Regierungspartei  darzustellen,  während  sie  in
Wirklichkeit  nur  eine  massive  Verschärfung  der  aktuellen  Politik  der
Regierung  vertritt.

D ie  Kräf te ,  d ie  noch  Vertrauen  innerha lb  der  Massen  der
Arbeiter:innenklasse  genießen  und  eine  Alternative  zur  AfD  aufzeigen
könnten,  verraten  ihre  Basis.  Reformistische  Kräfte  wie  die  SPD  oder
linksliberale  Parteien  wie  die  Grünen  verfolgen  eine  Strategie  des
sogenannten „strategischen Wählens“. Ihr politischer Kampf beschränkt sich
darauf, Menschen für Wahlen zu mobilisieren – oft nicht einmal mit ihrem
eigenen Programm. So wird beispielsweise in  bestimmten Bundesländern
oder Regionen dazu aufgerufen, SPD oder gar CDU zu wählen, auch wenn
man diese programmatisch gar nicht unterstützt, um der AfD „strategisch“
Wahlerfolge zu verwehren.

Das grundlegende Problem dieser Strategie liegt darin, dass sie auf der Logik
des „kleineren Übels“ basiert: Die AfD ist schlimm, und die Ampel oder eine



CDU-Regierung ist weniger schlimm – deshalb müsse man für diese stimmen,
da  es  keine  echte  Alternative  gebe.  Doch  diese  Logik  verkennt  das
eigentliche Problem: Es geht nicht darum, wie sich alles etwas langsamer
verschlechtert,  sondern  wie  es  für  die  arbeitenden  und  unterdrückten
Menschen  tatsächlich  besser  werden  kann.  Auch  die  Beschränkung  auf
Wahlen als Strategie übersieht, dass Wahlen allein die AfD nicht aufhalten
können und dass Wahlen an sich keine Verbesserungen bringen.

Wenn es dann größere Mobilisierungen von SPD, Grünen und Co. gibt, die
richtig und wichtig sind, werden diese nach der gleichen Logik des kleineren
Übels zur Unterstützung der aktuellen Regierungspolitik genutzt. Dazu wird
eine „Brandmauer“ gegen die AfD zur Verteidigung „unserer“ Demokratie
aufgebaut, unter der sich alle Demokrat:innen gegen die undemokratische
AfD  versammeln  und  gemeinsam  mit  einem  klassenübergreifenden
Programm protestieren sollen. Unter den Teppich gekehrt wird natürlich,
dass  SPD,  Grüne  und  Co.  selbst  demokratische  Rechte  abbauen,
Sozialleistungen kürzen und rassistische Abschiebepolitik ganz ohne die AFD
durchsetzen.  So  wichtig  es  ist,  dass  SPD,  Gewerkschaften  und  andere
Organisationen der  Arbeiter:innen,  der  Klasse und der  Unterdrückten zu
Protesten gegen die AfD aufrufen, so wichtig ist es auch, dass dies mit einem
klassenunabhängigen Programm im Interesse  der  Arbeiter:innen und der
Unterdrückten passiert.

Häufig  wird  im Zusammenhang mit  dieser  sogenannten  Brandmauer  ein
Verbot der AfD gefordert. Dabei wird darauf vertraut, dass der bürgerliche
Staat  die  Probleme  für  einen  löst,  anstatt  die  AfD  gesellschaftlich  zu
bekämpfen, indem der Nährboden für rechte Ideologien ausgetrocknet wird.
Aber  bekanntlich  trifft  eine  Ausweitung  der  repressiven  Mittel  letztlich
immer die gesellschaftliche Linke, also würde ein AfD-Verbot am Ende auf
uns  zurückfallen.  Dazu  wird  ein  Verbot  der  AfD  den  gesellschaftlichen
Rechtsruck  nicht  aufhalten  und  30%  der  Wähler:innen  werden  nicht
aufhören, rechts zu sein, wenn man ihre Partei verbietet. Die Politiker:innen
und Unterstützer:innen der AfD werden sich einfach ein neues Zuhause in
einer anderen Partei suchen oder so eine Partei gründen, dass diese nicht
unmittelbar  wieder  verboten  wird,  und  so  sind  wir  wieder  beim  selben



Problem,  dass  30%  der  Wähler:innen  sie  unterstützen.  Genau  deshalb
brauchen wir eine gesellschaftliche Bewegung gegen rechte Ideologie und
für soziale Verbesserungen statt der Scheinlösung eines AfD-Verbots.

Aber was können wir tatsächlich tun?
Um wirklich gegen die AfD kämpfen zu können, müssen wir uns gemeinsam
mit  anderen  Kräften  unter  klaren,  gemeinsamen  Forderungen
zusammenschließen. Als kleine linke Gruppe können wir eigenhändig keine
grundlegenden gesellschaftlichen Veränderungen herbeiführen. Wir müssen
dazu aufrufen, gemeinsam mit den großen Kräften der Arbeiter:innenklasse –
wie zum Beispiel der SPD, Linkspartei aber auch den Gewerkschaften und
vor allem deren Jugendorganisationen – eine gemeinsame Einheitsfront zu
bilden, um die AfD zu zerschlagen und gesellschaftliche Verbesserungen zu
erreichen, damit wir der AfD ihre soziale Basis entziehen. Das bedeutet aber
auch, dass wir deren Führungen unter Druck setzen müssen, gemeinsam mit
uns  und  allen  anderen  fortschrittlichen  Kräften  der  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten  unter  klaren  Forderungen  gegen  die  AfD  zu  kämpfen  –
vorausgesetzt,  sie  sind  wirklich  die  Antirassist:innen,  als  die  sie  sich
darstellen,  und  wollen  tatsächlich  im  Interesse  der  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten handeln.

Dieser Kampf kann nicht nur über Wahlen geführt werden; er muss auf der
Straße, durch Massenmobilisierungen und durch Streiks stattfinden – zum
Beispiel, um die AfD dort aufzuhalten, wo sie an der Regierung ist, oder ihre
Parteitage zu blockieren. Doch das Ziel darf nicht allein in diesen Kämpfen
bestehen. Es geht darum, die Lage der Arbeiter:innen und der Jugend zu
verbessern und gegen die Krise anzukämpfen. Dabei dürfen wir nicht davor
zurückschrecken, die aktuelle Regierung klar zu kritisieren.

Wir müssen klare Forderungen aufstellen, unter denen wir gemeinsam im
Interesse  der  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  kämpfen  können.
Antirassistische  Forderungen  und  Forderungen  nach  sozialen
Verbesserungen sollten dabei im Vordergrund stehen. Besonders die Frage
der  Abschiebungen  ist  derzeit  relevanter  denn  je.  Unser  praktischer
Vorschlag  für  Forderungen  ist  dabei:



100 Milliarden für soziales und Bildung, besteuert durch die Reichen,
sowie Stopp aller Entlassungen.

Keine  Abschiebungen,  weg  mit  den  Asylgesetzverschärfungen.  Für
offene Grenzen und Staatbürger:innenrechte für alle.

Rechtsruck da bekämpfen,  wo er  auf  kommt:  Für  Antirassistische
Bas i s s t rukturen  in  Schu le ,  Un i  und  Bet r i eb  sowie
Selbstverteidigungsstrukturen

Vor Ort müssen wir Kämpfe führen und Komitees aufbauen, um gemeinsam
für dieselben Forderungen zu kämpfen. Gerade diese Komitees können zur
Basis für größere Streiks und eine breitere Bewegung gegen den Rechtsruck
und den Rassismus werden. Wir müssen Antidiskriminierungsstellen vor Ort
einrichten, denn wie wir täglich sehen, breitet sich der Rassismus in der
Gesellschaft immer weiter aus.

Zudem müssen wir weiterhin für unsere demokratischen Rechte kämpfen, die
zunehmend  eingeschränkt  werden  –  sei  es  das  Recht  auf  freie
Meinungsäußerung  in  Bezug  auf  den  Genozid  in  Gaza  oder  das
Versammlungs- und Streikrecht, das immer stärker beschnitten wird.

Genau solche  Kämpfe  müssen  jedoch  zusammengeführt  werden.  Deshalb
schlagen wir vor, dass alle Menschen, die etwas gegen die AfD unternehmen
wollen,  zur  Widersetzen-Strategiekonferenz  vom  1.  bis  3.  November  in
Leipzig zu kommen, um sich dort praktisch zu vernetzen und erste Schritte
zum Aufbau einer großen antirassistischen Bewegung zu setzen.

In der SPD brodelt es! Wie muss

https://onesolutionrevolution.de/in-der-spd-brodelt-es-wie-muss-es-nach-den-offenen-briefen-weitergehen/


es  nach  den  offenen  Briefen
weitergehen?
Von Brokkoli Bittner, Oktober 2024

Von Teilen der SPD sind gleich zwei offene Briefe veröffentlicht worden, die
beide  starken  Zuspruch  bekommen  haben.  In  den  Briefen  wird  der
Bundestagsfraktion vorgeworfen, ihre sozialdemokratischen Werte verraten
zu haben. Vor allem die kürzlich umgesetzte Überwachung aller deutschen
Grenzen hat wohl zur Entstehung der Briefe beigetragen. Umgesetzt wurde
das  von  der  Sozialdemokratin  Nancy  Faeser  umgesetzt,  um  so  vielen
Geflüchteten wie möglich die Einreise zu verweigern. Durch eine rassistische
Vereinnahmung  des  Messerangriffs  in  Solingen  wird  versucht,  diesen
Beschluss  zu  rechtfertigen.

Es ist gut, dass diese Briefe geschrieben wurden. Die Politik der SPD richtet
sich  schon  lange  gegen  die  arbeitende  Bevölkerung,  vor  allem  gegen
Migrant*innen. Das darf man nicht einfach hinnehmen. Aber an Scholz zu
appellieren reicht nicht, um den Rassismus in der eigenen Partei zu beenden.
Was muss also in der SPD und den Jusos passieren?

1. Für eine unabhängige Jugendorganisation!
Auffällig  ist,  dass  der  eine  Brief  von  120  Regionalverbänden  der  Jusos
getragen wird, während der andere auch von Teilen des Bundesvorstands der
Jusos unterstützt wird. In der Vergangenheit ist immer wieder aufgefallen,
dass Jugendorganisationen ihre Mutterparteien unter Druck setzen und für
eine progressivere Politik einstehen.

Durch  ihre  Rolle  im  Produktionsprozess  bekommen  Jugendliche  die
Auswirkungen  der  Krise  als  erstes  zu  spüren.  In  der  anhaltenden
Wirtschaftskrise seit 2008 ist für uns immer weniger Geld da. In der Schule
und Uni, wo nichts produziert wird und kein Profit erwirtschaftet werden
kann, setzt der Staat Sozialkürzungen meist zuerst um. Die Schule soll auch
den Zweck der Erziehung erfüllen und uns Leistung und Konkurrenz als
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Naturzustand vermitteln. Diese kapitalistische Ideologie ist in den Köpfen der
Jugend weniger fest verankert und die Widersprüche fallen uns schneller auf.

Wenn  Jugendliche  sich  für  Politik  einsetzen,  erfahren  sie  immer  wieder
Unterdrückung.  Ihre  Positionen  werden  nicht  ernstgenommen,  weder  im
Politikunterricht  noch  in  den  Parteien.  Deshalb  ist  es  wichtig,  dass  die
Jugend ihre eigene Organisation hat,  in der ihre progressiven Positionen
nicht  unterdrückt  werden.  Ein  Kampf  gegen  die  rechten  Positionen  der
Mutterpartei muss mit dem Kampf für eine unabhängige Jugendorganisation
verbunden werden.

2.  Konsequente  Kritik  der
sozialdemokratischen  Strategie!
Wie konnte es überhaupt dazu kommen, dass eine sozialdemokratische Partei
an vorderster Front den Rassismus aufleben lässt? Um das zu beantworten,
müssen  wir  uns  d ie  Frage  s te l len ,  was  ihre  Strateg ie  i s t .
Sozialdemokrat:innen  wollen  durch  Kompromisse  mit  den  Herrschenden
kleine Verbesserungen erreichen. Reformen sollen dazu beitragen, dass wir
uns Stück für Stück einer lebenswerten Welt annähern.

Diese  Verhandlungen  sind  am  besten  bei  sozialdemokratischen
Gewerkschaften  zu  beobachten:  Statt  systematisch  für  die  Kontrolle  der
Arbeiter:innen über  ihren Lohn zu streiken,  wird mit  Konzernchefs  über
wenige Prozente debattiert.  Wir stellen auch fest,  dass die Kompromisse
immer kläglicher  werden.  Statt  einen Inflationsausgleich gibt  es  nur  5%
mehr Lohn, was einen Reallohnverlust bedeutet.

Die Krise, in der wir uns befinden, bedeutet jedoch nicht, dass wir alle den
Gürtel  enger  schnallen  müssen.  Krise  im  Kapitalismus  heißt,  dass  bei
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  gespart  wird,  während  Konzernbosse
Milliardengewinne machen.  Krise  heißt  auch,  dass  der  Rassismus weiter
angekurbelt wird, denn er soll die Begründung liefern, warum migrantischen
Kolleg:innen noch weniger verdienen als weiße. Rassismus soll uns spalten,
damit wir uns als Klasse nicht gegen die Herrschenden wenden. Er dient
dazu,  die  wahren  Krisenursachen  zu  verschleiern  und  die  Schuld  auf



Geflüchtete zu schieben.

Dass die SPD rechte Forderungen wie Grenzkontrollen und Abschiebungen in
die Tat umsetzt, ist ein Ausdruck der aktuellen Krise; sie verwaltet mit ihrer
Politik dieses Elend mit. Es reicht jedoch nicht, die SPD als rassistisch zu
bezeichnen. Wir müssen den Ursprung dieser rassistischen Politik angehen,
die  reformistische  Strategie  der  Partei  offen  kritisieren  und  eine
revolutionäre  Perspektive  zur  Überwindung  des  Kapitalismus  aufwerfen.

3. Für eine Kampagne gegen Rechtsruck und
Sparpolitik!
Als Revolutionär:innen müssen wir mit den linken Teilen der Jusos über eine
solche  Perspektive  diskutieren.  Sie  sind  ein  Teil  der  Jugend,  der  schon
festgestellt hat, dass wir uns links organisieren müssen. Deshalb können sie
auch  für  ein  revolutionäres  Programm zu  gewinnen  sein.  Wer  nach  der
Veröffentlichung des Briefs nur „Wer hat uns verraten?“ schreit, verschließt
sich einem revolutionären Kampf mit Genoss:innen in der SPD.

Abseits der offenen Briefe muss Druck auf die SPD aufgebaut werden. Mit
den linken Teilen der Partei muss eine Kampagne gegen den Rechtsruck
durchgeführt werden, die auch die Politik der Ampel angreift. Das Ende der
Sparpolitik  und  die  Enteignung  derjenigen,  die  an  Rassismus  verdienen,
muss eine der Forderungen sein. Auch die Gewerkschaften und die Schulen
müssen  an  dieser  Kampagne  beteiligt  werden.  Auf  Parteitagen  müssen
eigene Kandidat:innen aufgestellt werden, die für klaren Antirassismus und
einen entschiedenen Kampf für den Sozialismus stehen.

Wenn  trotzdem  keine  Veränderung  in  der  Partei  entsteht,  muss  die
Entscheidung für den geschlossenen Austritt fallen und es muss mit einer
eigenen Organisation für eine solche Politik gekämpft werden. Häufig wird
an dieser Stelle das Argument hervorgebracht: „Aber wenn alle Linken die
Partei verlassen, dann überlassen wir die Partei doch den Rassist:innen!“
Doch wenn die Führung der SPD in der Lage ist, menschenfeindliche Politik
zu machen, ohne, dass die Basis sie daran hindern kann – dann ist das auch
keine linke oder sozialdemokratische Partei mehr, um die es sich zu kämpfen



lohnt.

Quellen:

https://eintreten-fuer-wuerde.de1.
https://asylwende.wtf2.

5  Forderungen  gegen
Abschiebungen
Von Urs Hecker, April 2024, Revolution Zeitung 2/2024

CDU und Ampelregierung überholen sich zurzeit mit immer drakonischeren
und  menschenfeindlicheren  Angriffen  auf  Geflüchtete  und  deren  Rechte,
seien es „Abschiebeoffensiven“ oder die kürzlich eingeführte Bezahlkarte.
Außerdem werden migrantisierte  Menschen besonders  verfolgt,  wenn sie
sich  gegen  den  deutschen  Imperialismus  und  seine  Unterstützung  des
Genozids an den Palästinenser:innen stellen.

All das dient dazu, uns als Arbeiter:innen und Jugendliche zu spalten und
Geflüchtete noch stärker auszubeuten und zu unterdrücken! Es ist höchste
Zeit, dass wir uns wehren und Widerstand gegen die Abschiebepolitik und
den  Rechtsruck  formieren!  Dieser  Widerstand  muss  zielgerichtet  und
geschlossen sein, wenn wir gewinnen wollen. Dafür brauchen wir zentrale
Forderungen, die unserem Kampf eine Richtung geben und darauf abzielen,
eben jene Verhältnisse zu umzuwerfen, die Abschiebungen, den Rechtsruck
und  Rassismus  hervorbringt!  Wir  haben  daher  5  Forderungen
zusammengetragen, die unserer Meinung nach hierbei zentral sind:

1. Gegen die Bezahlkarte! Recht auf Arbeit und gleicher Lohn für

https://eintreten-fuer-wuerde.de
https://asylwende.wtf
https://onesolutionrevolution.de/5-forderungen-gegen-abschiebungen/
https://onesolutionrevolution.de/5-forderungen-gegen-abschiebungen/


gleiche Arbeit!

Sie wurde zuerst von der CSU in Bayern eingeführt und wurde seitdem von
der  rassistischen  Hetze  ins  ganze  Land  getragen:  Die  Bezahlkarte.  Die
Ampelkoalition  hat  den  Weg  frei  gemacht,  auch  die  angeblich
„fortschrittlichen“  Parteien  Grüne  und  SPD.

Die Bezahlkarte ist eine beschränkte Prepaid-Kreditkarte, auf der Geflüchtete
ihre  zum  Überleben  notwendigen  und  bereits  jetzt  mickrigen
Sozialleistungen erhalten sollen.  Dabei  sollen vor allem Bargeldentnahme
und Überweisungen beschränkt werden. In Bayern können Geflüchtete nur
noch 50€ im Monat abheben.

Auch  enge  räumliche  Begrenzungen  der  Nutzbarkeit  der  Karte  sind
angedacht, was Geflüchteten ihre eh schon eigeschränkte Bewegungsfreiheit
komplett rauben würde.
Grundsätzlich werden so die zentralen Rechte und Freiheiten der BRD und
jeder anderen bürgerlichen Gesellschaft für Geflüchtete abgeschafft. So viel
zum  Grundsatz  der  wirtschaftlichen  Privatautonomie:  Entmündigung,
Entrechtung  und  Schikane  stehen  auf  dem  Programm!

Geflüchtete  werden  aus  jedem  gesellschaftlichen  Leben  ausgeschlossen,
unter  Generalverdacht  gestellt  und  öffentlich  gebrandmarkt.  Jedes
Bekenntnis  zur  „Menschenwürde“  dieses  Staates  und  seiner
parlamentarischen Parteien ist reiner Hohn. Angeblich soll die Bezahlkarte
Überweisungen an Freund:innen und Verwandte im Ausland verhindern, um
„Anreize“ für die Flucht zu mindern.
Doch imperialistischer Krieg, Klimakrise und das dadurch entstehende Elend
sind Gründe für eine Flucht,  nicht die rosige Aussicht auf einen Tod im
Mittelmeer oder das Dasein als ausgeschlossene und unterdrückte Gruppe in
Europa. Niemand flieht freiwillig!

Generell,  wo  wäre  das  Problem,  wenn  Geflüchtete  Geldsummen an  ihre
Lieben überweisen, um das Elend für diese wenigstens kurz zu mildern?
Wir können uns sicher sein, dass dieser Angriff auf weitere marginalisierte
Teile unserer Klasse ausgeweitet werden wird; FDP Politiker:innen wollen sie



jetzt schon auf Bürgergeldempfänger:innen anwenden.

Wir müssen die Rechte von Geflüchteten und unserer gesamten Klasse gegen
jeden Angriff verteidigen! Weg mit der Entrechtung in der Wirtschaft! Für
das volle Arbeitsrecht für alle Geflüchteten, mit freier Verfügung über ihr
Geld!

2. Für dezentrale Unterbringung! Vollumfängliche Unterstützung auf
Kosten der Reichen!

Ein weiteres Mittel zur Schikane von Geflüchteten sind die Heime und Lager,
in denen sie untergebracht und eingesperrt werden. Oft sind diese abgelegen
auf dem Land, oder liegen vor den Städten. Die Geflüchteten befinden sich
zusammengepfercht auf einem Fleck und müssen unter sich bleiben. Eine
Teilnahme  am  gesellschaftlichen  Leben  bleibt  unmöglich.  In  solchen
Unterbringungsstätten  fehlt  es  an  vielem,  vor  allem  an  Platz.

Währenddessen schlagen Kommunen Alarm, dass sie selbst diese unwürdige
Unterbringung  nicht  finanziell  stemmen  können.  Oft  wird  gesagt,  „wir“
könnten uns  die  Unterbringung Geflüchteter  nicht  leisten.  Dabei  gibt  es
freien Wohnraum und Geld (bei Reichen) zuhauf in Deutschland! Die Frage
ist,  für  welche  Interessen  wir  sie  einsetzen.  Zum  Beispiel  gibt  es  1,7
Millionen leerstehende Wohnungen in Deutschland. Durch eine Enteignung
dieser  unter  der  Kontrolle  von  Mieter:innen,  Wohnungslosen  und
Geflüchteten  könnte  schnell  dezentraler  Wohnraum  für  Geflüchtete  zur
Verfügung stehen! Langfristig bräuchte es natürlich einen massiven Ausbau
des sozialen Wohnungsbaus.

Wie das möglich sein soll? Wir holen uns das nötige Geld bei den Reichen!
Bei  den Gewinner:innen von Krieg und Krise  ist  genug Geld vorhanden.
Durch  eine  hohe  Reichensteuer  könnten  wir  verbesserte  dezentrale
Unterbringung für Geflüchtete und bessere Lebensbedingungen für unsere
gesamte Klasse erkämpfen!

3. Gegen imperialistische Gesinnungstests! Antisemitismus ist kein
„Importprodukt“!



Auch der vom deutschen Imperialismus unterstützte Genozid Israels in Gaza
wird nach innen zum Angriff auf Geflüchtete genutzt. Sachsen-Anhalt hat als
erstes  Bundesland  das  Bekenntnis  zum  Existenzrecht  Israels  zur
Voraussetzung  für  eine  Einbürgerung  gemacht.

Doch  Antisemitismus  ist  kein  „ausländisches  Problem“.  Die  mit  Abstand
größte  Gefahr  für  Jüd:innen  in  Deutschland  geht  von  Rechten  aus.  Mit
diesem  Vorwurf  gegen  Geflüchtete  aus  dem  arabischen  Raum  will  der
deutsche Staat sein Image reinwaschen und die Arbeiter:innen spalten.

Die notwendige Ablehnung des genozidalen Apartheidsstaats Israel ist jedoch
kein  Antisemitismus!  Für  Palästinenser:innen  und  andere  Araber:innen,
deren Verwandte und Freund:innen durch Israel ermordet wurden, oder die
selbst Unterdrückung durch Israel erfahren haben, ist  diese Haltung nur
logisch.

Wenn Palästinasolidarität mit Antisemitismus einhergeht, dann ist das ein
Trugschluss aus der eigenen Unterdrückung, der weiterhin bekämpft werden
muss. Doch es wäre ein komplett falscher Ansatz, Jüd:innen zu schützen,
indem man „Antisemit:innen aus Deutschland raushält“. Dadurch wird der
Antisemitismus, der insgesamt auf der Welt existiert, ja nicht weniger, und
am Ende werden Jüd:innen dadurch nicht geschützt.

Rechte  für  Migrant:innen  in  Deutschland  dürfen  nicht  an  politische
Überzeugungen gebunden sein,  da ihnen so fundamentale  demokratische
Rechte entzogen werden und vor allem Linke Repressionen erfahren würden.
Also weg mit dem Gesinnungstest!

4. Geflüchtete in den DGB! Für gemeinsame Kämpfe um ein besseres
Leben!

Damit  Rechte  für  Geflüchtete  erkämpft  werden können,  müssen  sie  Teil
dieser  Kämpfe  sein.  Um  sich  auf  Basis  ihres  Klasseninteresses  zu
organisieren,  müssen  Geflüchtete  in  Gewerkschaften  vertreten  sein.  Als
Grundlage braucht es eine Solidarisierung des DGB mit Geflüchteten!

Wie wir an der Bezahlkarte sehen können, sind alle Arbeiter:innen durch



diese  Angriffe  bedroht.  Schluss  mit  dem  Kuschen  der  bürokratischen
Gewerkschaftsführung vor der Ampelregierung; wir brauchen eine offensive
Verteidigung der Rechte für Geflüchtete durch den DGB!

Außerdem  können  gemeinsame  Kampferfahrungen  die  Grundlage  zur
Bekämpfung  der  rass i s t i schen  Vorur te i l e  innerha lb  der
Arbeiter:innenbewegung  sein.  Wer  zusammen  für  die  gemeinsamen
Interessen  als  Arbeiter:innen  kämpft,  überwindet  gesellschaftliche
Marginalisierung und ist in der Lage, den gemeinsamen Klassenstandpunkt
zu  erkennen.  Damit  wir  eine  kampffähige  Klasse  aufbauen können,  sind
Geflüchtete im DGB unerlässlich!

5. Offene Grenzen und Staatsbürger:innenrechte für alle!

Viele Menschen auf der Flucht schaffen es nicht an ihr Ziel. Sie ertrinken im
Mittelmeer,  das  von  der  EU  und  ihrer  Grenzbehörde  Frontex  in  ein
Massengrab verwandelt wurde, oder sie werden an der Grenze abgefangen
und  in  menschenunwürdige  Lager  gesteckt.  Die  bürgerlichen  Staaten
schrecken  nicht  davor  zurück,  beim  „Verteidigen“  ihrer  Grenzen  über
Leichen zu gehen.

Bewegungsfreiheit, sichere Fluchtwege und offene Grenzen sind bitter nötig!
Grenzen existieren,  weil  sie für kapitalistische Nationalstaaten notwendig
sind. Sie markieren die Grenzen des Binnenmarktes und sind der Rand des
absoluten  Machtbereichs  der  jeweiligen  nationalen  Bourgeoisie.  Die
Forderung  der  offenen  Grenzen  ist  also  eine  Forderung  gegen  den
bürgerlichen Nationalstaat. Sie kann nur gegen ihn durchgesetzt werden und
geht auch über die Grenzen des Kapitalismus hinaus!

Bürgerliche  Staaten  teilen  diejenigen,  die  sie  beherrschen  ein:  in
privilegierte Staatsbürger:innen und die, die es nicht sind. Diese rassistische
Form der Diskriminierung basiert auf Herkunft oder Geburtsort. Sie besitzen
kein Wahlrecht  und ihr  Bleiberecht  ist  oft  unsicher,  was sie  zu deutlich
leichter ausbeutbaren Arbeiter:innen macht. Dadurch schwächt der Staat die
ganze Klasse, denn die gemeinsamen Interessen werden durch angebliche
„nationale  Interessen“  verdeckt  und  gegeneinander  ausgespielt.  Um  die



rassistische  Diskriminierung  endgültig  zu  überwinden,  unsere  Klasse
ökonomisch zu stärken und gemeinsam kämpfen zu können, braucht es ein
Kampf für gleiche Staatsbürger:innenrechte für alle!


